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Wir arbeiten ausschließlich auf Grundlage der Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen 2017 - ADSp 2017 - und - soweit diese für die Erbringung logistischer Leistungen nicht gelten - 
nach den Logistik-AGB, Stand März 2006.  
Hinweis: Die ADSp 2017 weichen in Ziffer 23 hinsichtlich des Haftungshöchstbetrages für Güterschäden (§ 431 HGB) vom Gesetz ab, indem sie die Haftung bei multimodalen Transporten 
unter Einschluss einer Seebeförderung und bei unbekanntem Schadenort auf 2 SZR/kg und im Übrigen die Regelhaftung von 8,33 SZR/kg zusätzlich auf 1,25 Millionen Euro je Schadenfall 
sowie 2,5 Millionen Euro je Schadenereignis, mindestens aber 2 SZR/kg, beschränken.  
Für Schwertransporte und Kranarbeiten sowie bei Grobmontagen als Bestandteil des Kran- oder Transportleistung, haften wir jedoch nach den Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bun-
desfachgruppe Schwertransport und Kranarbeiten (AGB-BSK), neuste Fassung. Ergänzend gelten die Messetransportbestimmungen und das Messe-Speditions-Leistungsverzeichnis. 
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Allgemeine Deutsche Spediteurbedingungen (ADSp) 

Wir arbeiten ausschließlich auf Grundlage der Allgemeinen Deut-
schen Spediteurbedingungen 2017 - ADSp 2017 - und - soweit diese 
für die Erbringung logistischer Leistungen nicht gelten – nach den 
Logistik-AGB, Stand März 2006. 

Hinweis: Die ADSp 2017 weichen in Ziffer 23 hinsichtlich des Haftungs-
höchstbetrages für Güterschäden (§ 431 HGB) vom Gesetz ab, indem sie 
die Haftung bei multimodalen Transporten unter Einschluss einer Seebe-
förderung und bei unbekanntem Schadenort auf 2 SZR/kg und im Übrigen 
die Regelhaftung von 8,33 SZR/kg zusätzlich auf 1,25 Millionen Euro je 
Schadenfall sowie 2,5 Millionen Euro je Schadenereignis, mindestens 
aber 2 SZR/kg, beschränken. 

Schwertransporte/Kranarbeiten 
Soweit wir als Spediteur, auch Schwergutspediteur, tätig werden, arbeiten 
wir ausschließlich auf Grundlage der Allgemeinen Deutschen Spediteur-
bedingungen (ADSp). Soweit wir selbst Kranleistungen erbringen oder 
Schwer- und Großraumtransporte sowie Grobmontagen als Bestandteil 
der Kran- oder Transportleistung durchführen, gelten die „Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe Schwertransporte und 
Kranarbeiten (AGB- BSK)“. Bei sonstigen Montageleistungen, soweit es 
sich nicht um Grobmontagen im Sinne der AGB- BSK handelt, arbeiten 
wir auf Basis der BSK- Montagebedingungen (BSK- Montage). Für AGB- 
BSK und BSK- Montage gilt die jeweils neueste veröffentliche Fassung. 
 
Messetransporte 
Bei Messetransport gelten ergänzend die Messetransportbestimmungen 
und das Messe-Speditions-Leistungsverzeichnis. 
 
Anlagen: 
 

- Allgemeine Deutsche Spediteurbedingungen (ADSp)  26 Seiten (1-26) 
- AGB BSK Kran und Transport        1 Seite   (27) 
- AGB BSK Bühne und Stapler        2 Seiten (28-29) 
- BSK Montagebedingungen        5 Seiten (30-34) 
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 Allgemeine Deutsche Spediteurbedingungen 2017 (ADSp 2017) 

 Präambel 

 Die Allgemeinen Deutschen Spediteurbedingungen 2017 (ADSp 2017) werden zur 
Anwendung ab dem 1. Januar 2017 empfohlen vom Bundesverband der Deutschen 
Industrie (BDI), Bundesverband Großhandel, Außenhandel, Dienstleistungen (BGA), 
Bundesverband Güterkraftverkehr Logistik und Entsorgung (BGL), Bundesverband 
Möbelspedition und Logistik (AMÖ), Bundesverband Wirtschaft, Verkehr und Logistik 
(BWVL), Deutschen Industrie- und Handelskammertag (DIHK), Deutschen Speditions- 
und Logistikverband (DSLV) und Handelsverband Deutschland (HDE). Diese Empfeh-
lung ist unverbindlich. Es bleibt den Vertragsparteien unbenommen, vom Inhalt dieser 
Empfehlung abweichende Vereinbarungen zu treffen. 

1. Begriffsbestimmungen 

1.1 Ablieferung 

Der Begriff der Ablieferung umfasst auch die Auslieferung bei Lagergeschäften. 

1.2 Auftraggeber 

Die Rechtsperson, die mit dem Spediteur einen Verkehrsvertrag abschließt. 

1.3 Diebstahlgefährdetes Gut 

Gut, das einem erhöhten Raub- und Diebstahlrisiko ausgesetzt ist, wie Geld, Edelme-
talle, Schmuck, Uhren, Edelsteine, Kunstgegenstände, Antiquitäten, Scheckkarten, 
Kreditkarten oder andere Zahlungsmittel, Wertpapiere, Valoren, Dokumente, Spirituo-
sen, Tabakwaren, Unterhaltungselektronik, Telekommunikationsgeräte, EDV-Geräte 
und -Zubehör sowie Chip-Karten. 

1.4 Empfänger 

Die Rechtsperson, an die das Gut nach dem Verkehrsvertrag oder aufgrund wirksa-
mer Weisung des Auftraggebers oder eines sonstigen Verfügungsberechtigten abzu-
liefern ist. 
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1.5 Fahrzeug 

Ein zum Transport von einem Gut auf Verkehrswegen eingesetztes Beförderungsmit-
tel. 

1.6 Gefährliche Güter  

Güter, von denen auch im Rahmen einer normal verlaufenden Beförderung, Lagerung 
oder sonstigen Tätigkeit eine unmittelbare Gefahr für Personen, Fahrzeuge und 
Rechtsgüter Dritter ausgehen kann. Gefährliche Güter sind insbesondere die Güter, 
die in den Anwendungsbereich einschlägiger Gefahrgutgesetze und -verordnungen 
sowie gefahrstoff-, wasser- oder abfallrechtlicher Vorschriften fallen. 

1.7 Lademittel 

Mittel zur Zusammenfassung von Packstücken und zur Bildung von Ladeeinheiten, z. 
B. Paletten, Container, Wechselbrücken, Behälter. 

1.8 Ladestelle/Entladestelle 

Die postalische Adresse, soweit die Parteien nicht eine genauere Ortsbestimmung 
getroffen haben. 

1.9 Leistungszeit 

Die Zeit (Datum, Uhrzeit), zu der eine bestimmte Leistung zu erbringen ist, z. B. ein 
Zeitfenster oder ein Zeitpunkt. 

1.10 Packstücke 

Einzelstücke oder vom Auftraggeber zur Abwicklung des Auftrags gebildete Einheiten 
mit und ohne Lademittel, die der Spediteur als Ganzes zu behandeln hat (Frachtstü-
cke im Sinne von §§ 409, 431, 504 HGB). 

1.11 Schadenfall / Schadenereignis 

Ein Schadenfall liegt vor, wenn ein Geschädigter aufgrund eines äußeren Vorgangs 
einen Anspruch aus einem Verkehrsvertrag oder anstelle eines verkehrsvertraglichen 
Anspruchs geltend macht; ein Schadenereignis liegt vor, wenn aufgrund eines äuße-
ren Vorgangs mehrere Geschädigte aus mehreren Verkehrsverträgen Ansprüche gel-
tend machen. 
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1.12 Schnittstelle 

Nach Übernahme und vor Ablieferung des Gutes durch den Spediteur jede Überga-
be des Gutes von einer Rechtsperson auf eine andere, jede Umladung von einem 
Fahrzeug auf ein anderes, jede (Zwischen-)Lagerung. 

1.13 Spediteur 

Die Rechtsperson, die mit dem Auftraggeber einen Verkehrsvertrag abschließt. Spe-
diteure in diesem Sinne sind insbesondere Frachtführer im Sinne von § 407 HGB, 
Spediteure im Sinne von § 453 HGB, Lagerhalter im Sinne von § 467 HGB und Ver-
frachter im Sinne von §§ 481, 527 HGB. 

1.14 Verkehrsverträge 

Verträge des Spediteurs über alle Arten von Tätigkeiten, gleichgültig ob sie Spediti-
ons-, Fracht-, Seefracht-, Lager- oder sonstige üblicherweise zum Speditionsgewer-
be gehörende Geschäfte (z. B. Zollabwicklung, Sendungsverfolgung, Umschlag) be-
treffen. 

Diese umfassen auch speditionsübliche logistische Leistungen, wenn diese mit der 
Beförderung oder Lagerung von Gütern in Zusammenhang stehen, insbesondere 
Tätigkeiten wie Bildung von Ladeeinheiten, Kommissionieren, Etikettieren und Ver-
wiegen von Gütern und Retourenabwicklung. 

Als Frachtverträge gelten auch Lohnfuhrverträge über die Gestellung bemannter 
Kraftfahrzeuge zur Verwendung nach Weisung des Auftraggebers. 

1.15 Verlader 

Die Rechtsperson, die das Gut nach dem Verkehrsvertrag oder aufgrund wirksamer 
Weisung zur Beförderung übergibt. 

1.16 Vertragswesentliche Pflichten 

Pflichten, deren Erfüllung die ordnungsgemäße Durchführung des Verkehrsvertrags 
(Ziffer 1.14) erst ermöglicht und auf deren Einhaltung der Vertragspartner regelmäßig 
vertrauen darf. 

1.17 Wertvolles Gut  

Gut mit einem tatsächlichen Wert am Ort und zur Zeit der Übernahme von mindes-
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tens 100 Euro/kg.  

1.18 Zeitfenster 

Vereinbarter Leistungszeitraum für die Ankunft des Spediteurs an der Lade- oder der 
Entladestelle. 

1.19 Zeitpunkt 

Vereinbarter Leistungszeitpunkt für die Ankunft des Spediteurs an der Lade- oder der 
Entladestelle. 

2. Anwendungsbereich 

2.1 Die ADSp gelten für alle Verkehrsverträge des Spediteurs als Auftragnehmer.  

2.2 Gesetzliche Bestimmungen, von denen im Wege vorformulierter Vertragsbedingun-
gen nicht abgewichen werden darf, gehen den ADSp vor.  

2.3 Die ADSp gelten nicht für Geschäfte, die ausschließlich zum Gegenstand haben 

2.3.1 Verpackungsarbeiten, 

2.3.2 die Beförderung und Lagerung von abzuschleppendem oder zu bergendem Gut, 

2.3.3 die Beförderung und Lagerung von Umzugsgut im Sinne von § 451 HGB, 

2.3.4 Lagerung und Digitalisierung von Akten; Akten sind alle Arten von verkörperten und 
digitalisierten Geschäftspapieren, Dokumenten, Datenträgern sowie von gleicharti-
gen der Sammlung von Informationen dienenden Sachen, 

2.3.5 Schwer- oder Großraumtransporte, deren Durchführung eine verkehrsrechtliche 
Transporterlaubnis bzw. Ausnahmegenehmigung erfordert, Kranleistungen und da-
mit zusammenhängende Montagearbeiten. 

2.4 Die ADSp finden keine Anwendung auf Verkehrsverträge mit Verbrauchern i.S.v. § 
13 BGB. 
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3. Pflichten des Auftraggebers bei Auftragserteilung; Informationspflichten, be-

sondere Güterarten  

3.1 Der Auftraggeber unterrichtet den Spediteur rechtzeitig über alle ihm bekannten, we-
sentlichen, die Ausführung des Auftrages beeinflussenden Faktoren. Hierzu zählen 

3.1.1 Adressen, Art und Beschaffenheit des Gutes, das Rohgewicht (inklusive Verpackung 
und vom Auftraggeber gestellte Lademittel) oder die anders angegebene Menge, 
Kennzeichen, Nummern, Anzahl und Art der Packstücke, besondere Eigenschaften 
des Gutes (wie lebende Tiere, Pflanzen, Verderblichkeit), der Warenwert (z. B. für 
zollrechtliche Zwecke oder eine Versicherung des Gutes nach Ziffer 21), und Liefer-
fristen,  

3.1.2 alle öffentlich-rechtlichen, z. B. zollrechtlichen, außenwirtschaftsrechtlichen (insbe-
sondere waren-, personen- oder länderbezogenen Embargos) und sicherheitsrechtli-
chen Verpflichtungen,  

3.1.3 im Falle von Seebeförderungen alle nach den seerechtlichen Sicherheitsbestimmun-
gen (z. B. SOLAS) erforderlichen Daten in der vorgeschriebenen Form, 

3.1.4 Dritten gegenüber bestehende gewerbliche Schutzrechte, z. B. marken- und lizenz-
rechtliche Beschränkungen, die mit dem Besitz des Gutes verbunden sind, sowie 
gesetzliche oder behördliche Hindernisse, die der Auftragsabwicklung entgegenste-
hen, 

3.1.5 besondere technische Anforderungen an das Beförderungsmittel und spezielle La-
dungssicherungsmittel, die der Spediteur gestellen soll. 

3.2 Bei gefährlichem Gut hat der Auftraggeber rechtzeitig dem Spediteur in Textform die 
Menge, die genaue Art der Gefahr und – soweit erforderlich – die zu ergreifenden 
Vorsichtsmaßnahmen mitzuteilen. Handelt es sich um Gefahrgut im Sinne des Ge-
setzes über die Beförderung gefährlicher Güter oder um sonstige Güter, für deren 
Beförderung oder Lagerung besondere gefahrgut- oder abfallrechtliche Vorschriften 
bestehen, so hat der Auftraggeber die für die ordnungsgemäße Durchführung des 
Auftrags erforderlichen Angaben, insbesondere die Klassifizierung nach dem ein-
schlägigen Gefahrgutrecht, mitzuteilen und spätestens bei Übergabe des Gutes die 
erforderlichen Unterlagen zu übergeben. 

3.3 Bei wertvollem oder diebstahlgefährdetem Gut hat der Auftraggeber im Auftrag den 
Spediteur in Textform über Art und Wert des Gutes und das bestehende Risiko zu 
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informieren, so dass der Spediteur über die Annahme des Auftrags entscheiden oder 
angemessene Maßnahmen für eine sichere und schadenfreie Abwicklung des Auf-
trags treffen kann. Nimmt er diesen Auftrag an, ist der Spediteur verpflichtet, geeig-
nete Sicherungsmaßnahmen zum Schutz des Gutes zu ergreifen.  

3.4 Der Auftraggeber hat dem Spediteur alle Urkunden und sonstigen Unterlagen zur 
Verfügung zu stellen und Auskünfte (z. B. Eintarifierung) zu erteilen, die insbesonde-
re für die ordnungsgemäße Zoll- oder sonstige gesetzlich vorgeschriebene Behand-
lung – hierzu zählen auch Sicherheitskontrollen z. B. für Luftfrachtsendungen – des 
Gutes notwendig sind. 

4. Rechte und Pflichten des Spediteurs 

4.1 Der Spediteur hat die Interessen des Auftraggebers wahrzunehmen. Er hat den ihm 
erteilten Auftrag auf offensichtliche Mängel zu prüfen und dem Auftraggeber alle ihm 
bekannten Gefahrumstände für die Ausführung des Auftrages unverzüglich anzuzei-
gen. Erforderlichenfalls hat er Weisungen einzuholen.  

4.2 Der Spediteur hat dafür Sorge zu tragen, dass die von ihm zur Transportabwicklung 
eingesetzten Fahrzeuge, Ladungssicherungsmittel und, soweit die Gestellung von 
Lademitteln vereinbart ist, diese in technisch einwandfreiem Zustand sind, den ge-
setzlichen Vorschriften und den im Verkehrsvertrag gestellten Anforderungen für das 
Gut entsprechen. Fahrzeuge und Lademittel sind mit den üblichen Vorrichtungen, 
Ausrüstungen oder Verfahren zum Schutz gegen Gefahren für das Gut, insbesonde-
re Ladungssicherungsmitteln, auszustatten. Fahrzeuge sollen schadstoffarm, lärm-
reduziert und energiesparend sein. 

4.3 Der Spediteur hat zuverlässiges und entsprechend der Tätigkeit fachlich geschultes, 
geeignetes und ordnungsgemäß beschäftigtes Fahrpersonal und, soweit erforderlich, 
mit Fahrerbescheinigung einzusetzen.  

4.4 Der Spediteur hat auf einem fremden Betriebsgelände eine dort geltende und ihm 
bekanntgemachte Haus-, Betriebs- oder Baustellenordnung zu befolgen. § 419 HGB 
bleibt unberührt. 

4.5 Der Spediteur ist berechtigt, die zollamtliche Abwicklung von der Erteilung einer 
schriftlichen Vollmacht abhängig zu machen, die ihm eine direkte Vertretung ermög-
licht. 
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4.6 Wird der Spediteur mit der grenzüberschreitenden Beförderung des Gutes oder der 
Import- oder Exportabfertigung beauftragt, so beinhaltet dieser Auftrag im Zweifel 
auch die zollamtliche oder sonst gesetzlich vorgeschriebene Behandlung des Gutes, 
wenn ohne sie die grenzüberschreitende Beförderung bis zum Bestimmungsort nicht 
ausführbar ist. 

Er darf hierbei 

4.6.1 Verpackungen öffnen, wenn dies zum Zweck der Durchführung einer gesetzlich vor-
geschriebenen Kontrolle (z. B. Spediteur als Reglementierter Beauftragter) erforder-
lich ist, und anschließend alle zur Auftragsabwicklung erforderlichen Maßnahmen 
treffen, z. B. das Gut neu verpacken, 

4.6.2 die zollamtlich festgesetzten Abgaben auslegen. 

4.7 Bei einem Güter- oder Verspätungsschaden hat der Spediteur auf Verlangen des 
Auftraggebers oder Empfängers diesem unverzüglich alle zur Sicherung von Scha-
densersatzansprüchen erforderlichen und ihm bekannten Informationen zu verschaf-
fen. 

4.8 Der dem Spediteur erteilte Auftrag umfasst mangels ausdrücklicher Vereinbarung 
nicht  

4.8.1 die Gestellung und den Tausch von Paletten oder sonstigen Lademitteln,  

4.8.2 die Ver- und Entladung der Güter, es sei denn, aus den Umständen oder der Ver-
kehrssitte ergibt sich etwas anderes, 

4.8.3 ein Umladeverbot (§ 486 HGB findet keine Anwendung), 

4.8.4 die Bereitstellung eines Sendungsverfolgungssystems, es sei denn, dies ist bran-
chenüblich, wobei Ziffer 14 unberührt bleibt, 

4.8.5 Retouren, Umfuhren und verdeckte Beiladungen. 

Werden in Abweichung vom Auftrag vom Auftraggeber ein oder mehrere weitere 
Packstücke zum Transport übergeben und nimmt der Spediteur dieses oder diese 
Packstücke zum Transport an, so schließen der Spediteur und der Auftraggeber über 
dieses Gut einen neuen Verkehrsvertrag ab. Bei Retouren oder verdeckten Beila-
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dungen gelten mangels abweichender Vereinbarungen die Bestimmungen des ur-
sprünglichen Verkehrsvertrages. Ziffer 5.2 bleibt unberührt. 

4.9 Weitergehende Leistungs- und Informationspflichten, z. B. über Qualitätsmanage-
mentmaßnahmen und deren Einhaltung (Audits) sowie Monitoring- und Bewertungs-
systeme und Leistungskennzahlen, bedürfen der ausdrücklichen Vereinbarung. 

5  Kontaktperson, elektronische Kommunikation und Dokumente  

5.1 Auf Verlangen einer Vertragspartei benennt jede Vertragspartei für den Empfang von 
Informationen, Erklärungen und Anfragen für die Vertragsabwicklung eine oder meh-
rere Kontaktpersonen und teilt Namen und Kontaktadressen der anderen Partei mit. 
Diese Angaben sind bei Veränderung zu aktualisieren. Bestimmt eine Partei keine 
Kontaktperson, gilt diejenige Person als Kontaktperson, die den Verkehrsvertrag für 
die Partei abgeschlossen hat. 

Über das Gesetz hinausgehende Informationspflichten, z. B. über Maßnahmen des 
Spediteurs im Falle von Störungen, insbesondere einer drohenden Verspätung in der 
Übernahme oder Ablieferung, bei Beförderungs- oder Ablieferungshindernissen, bei 
Schäden am Gut oder anderen Störungen (Notfallkonzept) bedürfen der ausdrückli-
chen Vereinbarung.  

5.2 Mangels ausdrücklicher Vereinbarung bedürfen vertragliche Erklärungen des Lager- 
und Fahrpersonals zu ihrer Wirksamkeit der Genehmigung der jeweiligen Vertrags-
partei. 

5.3 Der Auftraggeber hat dafür Sorge zu tragen, dass der Verlader oder Empfänger für 
den Auftraggeber die an der Lade- oder Entladestelle zur Abwicklung des Verkehrs-
vertrags erforderlichen Erklärungen abgibt und tatsächliche Handlungen, wie die 
Übergabe oder Übernahme des Gutes, vornimmt. 

5.4 Wenn dies zwischen dem Auftraggeber und dem Spediteur vereinbart ist, werden die 
Parteien per EDI (Electronic Data Interchange)/DFÜ (Datenfernübertragung) Sen-
dungsdaten einschließlich der Rechnungserstellung übermitteln bzw. empfangen. 
Die übermittelnde Partei trägt die Gefahr für den Verlust, die Vollständigkeit und die 
Richtigkeit der übermittelten Daten.  

5.5 Bei einer Vereinbarung nach Ziffer 5.4 stellen die Parteien sicher, dass das eigene 
IT-System betriebsbereit ist und die üblichen Sicherheits- und Kontrollmaßnahmen 
durchgeführt werden, um den elektronischen Datenaustausch vor dem Zugriff Dritter 
zu schützen sowie der Veränderung, dem Verlust oder der Zerstörung elektronisch 
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übermittelter Daten vorzubeugen. Jede Partei ist verpflichtet, der anderen Partei 
rechtzeitig Änderungen ihres IT-Systems mitzuteilen, die Auswirkungen auf den 
elektronischen Datenaustausch haben können. 

5.6 Elektronisch oder digital erstellte Dokumente, insbesondere Abliefernachweise, ste-
hen schriftlichen Dokumenten gleich.  

Zudem ist jede Partei berechtigt, schriftliche Dokumente lediglich elektronisch oder 
digital zu archivieren und unter Beachtung der gesetzlichen Vorschriften die Origina-
le zu vernichten. 

6. Verpackungs- und Kennzeichnungspflichten des Auftraggebers 

6.1 Das Gut ist vom Auftraggeber zu verpacken und, soweit dies erforderlich ist, mit 
deutlich und haltbar angebrachten Kennzeichen für ihre auftragsgemäße Behand-
lung zu versehen. Alte Kennzeichen sind zu entfernen oder unkenntlich zu machen. 
Gleiches gilt für Packstücke. 

6.2 Darüber hinaus ist der Auftraggeber verpflichtet,  

6.2.1 zu   e i n e r   Sendung gehörende Packstücke als zusammengehörig erkennbar zu 
kennzeichnen, 

6.2.2 Packstücke – soweit erforderlich –  so herzurichten, dass ein Zugriff auf den Inhalt 
ohne Hinterlassen äußerlich sichtbarer Spuren nicht möglich ist. 
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7. Ladungssicherungs- und Kontrollpflichten des Spediteurs 

7.1 Erfolgt die Ver- oder Entladung an mehr als einer Lade- oder Entladestelle, stellt der 
Spediteur nach Abschluss der beförderungssicheren Verladung eines Gutes die La-
dungssicherung durchgehend bis zur letzten Entladestelle sicher. 

7.2 Der Spediteur ist verpflichtet, an jeder Schnittstelle Kontrollen durchzuführen. Er hat 
das Gut auf Vollzähligkeit und Identität sowie äußerlich erkennbare Schäden und 
Unversehrtheit von Label, Plomben und Verschlüssen zu überprüfen und Unregel-
mäßigkeiten zu dokumentieren. 

8. Quittung 

8.1 Der Spediteur hat die Übernahme des Gutes – gegebenenfalls mit Vorbehalt – zu 
quittieren.  

Mit der Übernahmequittung bestätigt der Spediteur im Zweifel nur die Anzahl und Art 
der Packstücke, nicht jedoch deren Inhalt, Wert, Gewicht oder anders angegebene 
Menge. 

8.2 Bei vorgeladenen oder geschlossenen Ladeeinheiten wie Containern oder Wechsel-
brücken und vorab vom Auftraggeber übermittelten Daten gilt die Richtigkeit einer 
Übernahmequittung über Anzahl und Art der geladenen Packstücke als widerlegt, 
wenn der Spediteur dem Auftraggeber unverzüglich (Mengen-) Differenzen und Be-
schädigungen meldet, nachdem er die Ladeeinheit entladen hat.  

8.3 Als Ablieferungsnachweis hat der Spediteur vom Empfänger eine Ablieferungsquit-
tung über die im Auftrag oder in sonstigen Begleitpapieren genannten Packstücke zu 
verlangen. Weigert sich der Empfänger, die Ablieferungsquittung zu erteilen, so hat 
der Spediteur Weisung einzuholen. 

Der Auftraggeber kann die Herausgabe der Ablieferungsquittung innerhalb eines 
Jahres nach Ablieferung des Gutes verlangen. 

8.4 Als Übernahme- oder Ablieferungsquittung dienen alle die Auftragsdurchführung 
nachweisenden, unterzeichneten Dokumente, wie Lieferscheine, Spediteurübernah-
mescheine, Fracht- und Seefrachtbriefe, Ladescheine oder Konnossemente. 
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8.5 Die Übernahme- oder Ablieferungsquittung kann auch elektronisch oder digital er-
stellt werden, es sei denn, der Auftraggeber verlangt die Ausstellung eines Fracht- 
oder Seefrachtbriefs, Ladescheins oder Konnossements. 

9. Weisungen 

 Der Spediteur ist verpflichtet, jede ihm nach Vertragsschluss erteilte Weisung über 
das Gut zu beachten, es sei denn, die Ausführung der Weisung droht Nachteile für 
den Betrieb seines Unternehmens oder Schäden für die Auftraggeber oder Empfän-
ger anderer Sendungen mit sich zu bringen. Beabsichtigt der Spediteur, eine ihm 
erteilte Weisung nicht zu befolgen, so hat er denjenigen, der die Weisung gegeben 
hat, unverzüglich zu benachrichtigen. 

10. Frachtüberweisung, Nachnahme 

 Die Mitteilung des Auftraggebers, der Auftrag sei unfrei abzufertigen oder z. B. nach 
Maßgabe der Incoterms für Rechnung des Empfängers oder eines Dritten auszufüh-
ren, berührt nicht die Verpflichtung des Auftraggebers gegenüber dem Spediteur, die 
Vergütung sowie die sonstigen Aufwendungen (Frachten, Zölle und sonstige Abga-
ben) zu tragen. Nachnahmeweisungen z. B. nach § 422 HGB, Art. 21 CMR bleiben 
unberührt. 

11 Nichteinhaltung von Lade- und Entladezeiten, Standgeld 

11.1 Hat der Auftraggeber das Gut zu verladen oder entladen, ist er verpflichtet, die ver-
einbarte, ansonsten eine angemessene Lade- oder Entladezeit einzuhalten.  

11.2 Wird im Straßengüterverkehr für die Gestellung eines Fahrzeugs ein Zeitpunkt oder 
ein Zeitfenster vereinbart oder vom Spediteur avisiert, ohne dass der Auftraggeber, 
Verlader oder Empfänger widerspricht, beträgt die Lade- oder Entladezeit bei Kom-
plettladungen (nicht jedoch bei schüttbaren Massengütern) unabhängig von der An-
zahl der Sendungen pro Lade- oder Entladestelle bei Fahrzeugen mit 40 Tonnen 
zulässigem Gesamtgewicht pauschal jeweils maximal 2 Stunden für die Verladung 
bzw. die Entladung. Bei Fahrzeugen mit niedrigerem Gesamtgewicht reduzieren sich 
diese Zeiten einzelfallbezogen in angemessenen Umfang. 

11.3 Die Lade- oder Entladezeit beginnt mit der Ankunft des Straßenfahrzeugs an der 
Lade- oder Entladestelle (z. B. Meldung beim Pförtner) und endet, wenn der Auftrag-
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geber oder Empfänger seinen Verpflichtungen vollständig nachgekommen ist. 

Ist für die Gestellung des Straßenfahrzeugs an der Lade- oder Entladestelle eine 
konkrete Leistungszeit vereinbart, so beginnt die Lade- oder Entladezeit nicht vor der 
für die Gestellung vereinbarten Uhrzeit. 

11.4 Wird die Lade- oder Entladezeit aufgrund vertraglicher Vereinbarung oder aus Grün-
den, die nicht dem Risikobereich des Spediteurs zuzurechnen sind, überschritten, 
hat der Auftraggeber dem Spediteur das vereinbarte, ansonsten ein angemessenes 
Standgeld als Vergütung zu zahlen. 

11.5 Die vorstehenden Bestimmungen finden entsprechende Anwendung, wenn der Spe-
diteur verpflichtet ist, das Gut zu ver- oder entladen und der Auftraggeber aus-
schließlich verpflichtet ist, das Gut zur Verladung bereitzustellen oder nach Entla-
dung entgegenzunehmen. 

12. Leistungshindernisse, höhere Gewalt 

12.1 Kann der Spediteur das Gut nicht oder nicht rechtzeitig übernehmen, so hat er dies 
dem Auftraggeber oder Verlader unverzüglich anzuzeigen und entsprechende Wei-
sungen einzuholen. § 419 HGB findet entsprechende Anwendung. Der Auftraggeber 
bleibt berechtigt, den Verkehrsvertrag zu kündigen, ohne dass der Spediteur berech-
tigt ist, Ansprüche nach § 415 Abs. 2 HGB geltend zu machen. 

12.2 Leistungshindernisse, die nicht dem Risikobereich einer Vertragspartei zuzurechnen 
sind, befreien die Vertragsparteien für die Dauer der Störung und den Umfang ihrer 
Wirkung von den Leistungspflichten.  

Als solche Leistungshindernisse gelten höhere Gewalt, Unruhen, kriegerische oder 
terroristische Akte, Streiks und Aussperrungen, Blockade von Beförderungswegen 
sowie sonstige unvorhersehbare, unabwendbare und schwerwiegende Ereignisse. 

Im Falle eines Leistungshindernisses ist jede Vertragspartei verpflichtet, die andere 
Partei unverzüglich zu unterrichten; der Spediteur ist zudem verpflichtet, Weisungen 
des Auftraggebers einzuholen. 
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13. Ablieferung 

13.1 Wird nach Ankunft an der Entladestelle erkennbar, dass die Entladung nicht inner-
halb der Entladezeit durchgeführt werden kann, hat der Spediteur dies dem Auftrag-
geber unverzüglich anzuzeigen und entsprechende Weisungen einzuholen. § 419 
HGB findet Anwendung. 

13.2 Kann der Spediteur die vereinbarte Leistungszeit oder – mangels Vereinbarung – 
eine angemessene Zeit für die Ablieferung des Gutes nicht einhalten, hat er Wei-
sungen bei seinem Auftraggeber oder dem Empfänger einzuholen.  

13.3 Wird der Empfänger in seiner Wohnung, in dem Geschäftsraum oder in einer Ge-
meinschaftseinrichtung, in der der Empfänger wohnt, nicht angetroffen, kann das 
Gut, soweit nicht offenkundige Zweifel an deren Empfangsberechtigung bestehen, 
abgeliefert werden 

13.3.1 in der Wohnung an einen erwachsenen Familienangehörigen, eine in der Familie 
beschäftigten Person oder einen erwachsenen ständigen Mitbewohner, 

13.3.2 in Geschäftsräumen an eine dort beschäftigte Person, 

13.3.3 in Gemeinschaftseinrichtungen dem Leiter der Einrichtung oder einem dazu ermäch-
tigten Vertreter. 

13.4 Wenn der Spediteur mit dem Auftraggeber oder Empfänger eine Vereinbarung ge-
troffen hat, wonach die Ablieferung ohne körperliche Übergabe an den Empfänger 
erfolgen soll (z. B. Nacht-, Garagen- oder Bandanlieferung), erfolgt die Ablieferung 
mit der tatsächlichen Bereitstellung des Gutes am vereinbarten Ort. 

13.5 Die Ablieferung darf nur unter Aufsicht des Auftraggebers, Empfängers oder eines 
dritten Empfangsberechtigten erfolgen. Die Ziffern 13.3 und 13.4 bleiben unberührt. 

14. Auskunfts- und Herausgabepflicht des Spediteurs 

14.1 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu 
geben, auf Verlangen über den Stand des Geschäftes Auskunft zu geben und nach 
dessen Ausführung Rechenschaft abzulegen; zur Offenlegung der Kosten ist er je-
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doch nur verpflichtet, wenn er für Rechnung des Auftraggebers tätig wird. 

14.2 Der Spediteur ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung des 
Geschäfts erhält und was er aus der Geschäftsführung erlangt, herauszugeben.  

15 Lagerung 

15.1 Der Auftraggeber hat das Gut, soweit erforderlich, zu verpacken und zu kennzeich-
nen und Urkunden zur Verfügung zu stellen sowie alle Auskünfte zu erteilen, die der 
Spediteur zur sachgerechten Lagerung benötigt.  

15.2 Die Lagerung erfolgt nach Wahl des Spediteurs in dessen eigenen oder, soweit dies 
nicht vertraglich ausgeschlossen ist, in fremden Lagerräumen. Lagert der Spediteur 
bei einem fremden Lagerhalter ein, so hat er dessen Namen und den Lagerort dem 
Auftraggeber unverzüglich schriftlich bekanntzugeben oder, falls ein Lagerschein 
ausgestellt ist, auf diesem zu vermerken. 

15.3 Der Spediteur hat für die ordnungsgemäße Instandhaltung und Pflege von Lagerhal-
len und anderen Lagerflächen, der Zufahrten auf den Betriebsflächen und die Siche-
rung des Gutes, insbesondere gegen Diebstahl, zu sorgen. Weitergehende Siche-
rungsmaßnahmen, die z. B. über die gesetzlichen Brandschutzvorschriften hinaus-
gehen, bedürfen der ausdrücklichen Vereinbarung. 

15.4 Mangels abweichender Vereinbarung 

15.4.1 beginnt die Übernahme des Gutes zur Lagerung mit dem Beginn der Entladung des 
Fahrzeugs durch den Spediteur und die Auslieferung des Gutes endet mit dem Ab-
schluss der Verladung durch den Spediteur, 

15.4.2 erfolgt die Bestandsführung durch das Lagerverwaltungssystem des Spediteurs, 

15.4.3 erfolgt eine physische Inventur pro Jahr. Auf Weisung des Auftraggebers führt der 
Spediteur weitere physische Inventuren gegen Aufwandserstattung durch. 

15.5 Der Spediteur verpflichtet sich, bei Übernahme des Gutes, wenn ihm angemessene 
Mittel zur Überprüfung zur Verfügung stehen, eine Eingangskontrolle nach Art, 
Menge und Beschaffenheit des Gutes, Zeichen, Nummern, Anzahl der Packstücke 
sowie äußerlich erkennbare Schäden gemäß § 438 HGB durchzuführen. 
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15.6 Zur Sicherung des Gutes sind regelmäßig Kontrollen durch geeignetes Personal 
des Spediteurs durchzuführen.  

15.7 Bei Fehlbeständen und zu befürchtenden Veränderungen am Gut hat der Spediteur 
den Auftraggeber unverzüglich zu informieren und Weisung einzuholen. § 471 Abs. 
2 HGB bleibt unberührt. 

15.8 Weitergehende Leistungs- und Informationspflichten bedürfen der ausdrücklichen 
Vereinbarung. 

16 Vergütung 

 Mit der vereinbarten Vergütung, die die Kosten der Beförderung und Lagerung ein-
schließt, sind alle nach dem Verkehrsvertrag zu erbringenden Leistungen abgegol-
ten. Nachforderungen für im regelmäßigen Verlauf der Beförderung oder Lagerhal-
tung anfallende und zum Zeitpunkt der Angebotsabgabe vorhersehbare Kosten 
können nicht gesondert geltend gemacht werden, es sei denn, es ist etwas anderes 
vereinbart. Kalkulationsfehler gehen zu Lasten des Kalkulierenden. §§ 412, 418, 
419, 491, 492 588 bis 595 HGB und vergleichbare Regelungen aus internationalen 
Übereinkommen bleiben unberührt. 

17. Aufwendungs- und Freistellungsansprüche 

17.1 Der Spediteur hat Anspruch auf Ersatz der Aufwendungen, die er den Umständen 
nach für erforderlich halten durfte und nicht zu vertreten hat, insbesondere Beiträge 
zu Havereiverfahren, Detention- oder Demurrage-Kosten, Nachverpackungen zum 
Schutz des Gutes. 

17.2 Wenn der Auftraggeber den Spediteur beauftragt, Gut in Empfang zu nehmen und 
bei der Ablieferung an den Spediteur Frachten, Wertnachnahmen, Zölle, Steuern 
oder sonstige Abgaben oder Spesen gefordert werden, ist der Spediteur berechtigt, 
aber nicht verpflichtet, diese – soweit er sie den Umständen nach für erforderlich 
halten durfte – auszulegen und vom Auftraggeber Erstattung zu verlangen, es sei 
denn, es ist etwas anderes vereinbart worden. 

17.3 Von Aufwendungen wie Frachtforderungen, Beiträgen zu Havereiverfahren, Zöllen, 
Steuern und sonstigen Abgaben, die an den Spediteur, insbesondere als Verfü-
gungsberechtigten oder als Besitzer fremden Gutes gestellt werden, hat der Auf-
traggeber den Spediteur auf Aufforderung zu befreien, wenn sie der Spediteur nicht 
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zu vertreten hat. 

18. Rechnungen, fremde Währungen 

18.1 Vergütungsansprüche des Spediteurs erfordern den Zugang einer den gesetzlichen 
Anforderungen genügenden Rechnung oder Zahlungsaufstellung. Mangels abwei-
chender Vereinbarung erfordert die Fälligkeit bei unstreitiger Ablieferung nicht die 
Vorlage eines Ablieferungsnachweises. 

18.2 Der Spediteur ist berechtigt, von ausländischen Auftraggebern oder Empfängern 
nach seiner Wahl Zahlung in ihrer Landeswährung oder in Euro zu verlangen. 

18.3 Schuldet der Spediteur fremde Währung oder legt er fremde Währung aus, so ist er 
berechtigt, entweder Zahlung in der fremden Währung oder in Euro zu verlangen. 
Verlangt er Zahlung in Euro, so erfolgt die Umrechnung zu dem am Tage der Zah-
lung des Spediteurs amtlich festgesetzten Kurs, den der Spediteur nachzuweisen 
hat. 

18.4 Eine Zahlungsabwicklung im Gutschriftenverfahren ist ausdrücklich zu vereinbaren. 
Im Zweifel hat der Auftraggeber Gutschriften nach Leistungserbringung sofort zu 
erteilen. Ziff. 18.1 Satz 1 findet auf das Gutschriftenverfahren keine Anwendung. 

19. Aufrechnung, Zurückbehaltung 

 Gegenüber Ansprüchen aus dem Verkehrsvertrag und damit zusammenhängenden 
außervertraglichen Ansprüchen ist eine Aufrechnung oder Zurückbehaltung nur zu-
lässig, wenn der Gegenanspruch fällig, unbestritten, entscheidungsreif oder rechts-
kräftig festgestellt ist. 
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20. Pfand- und Zurückbehaltungsrecht 

20.1 Zur Absicherung seiner Forderungen aus verkehrsvertraglichen Leistungen darf der 
Spediteur sich auf die ihm zustehenden gesetzlichen Pfand- und Zurückbehaltungs-
rechte berufen. 

20.2 Die Pfandverwertung erfolgt nach den gesetzlichen Bestimmungen mit der Maßga-
be, dass 

20.2.1 bei Ausübung des gesetzlichen Pfandrechts des Frachtführers oder Verfrachters die 
Androhung des Pfandverkaufs und die erforderlichen Benachrichtigungen an den 
Empfänger zu richten sind, 

20.2.2 an die Stelle der in § 1234 BGB bestimmten Frist von einem Monat die von einer 
Woche tritt. 

20.3 Der Auftraggeber ist berechtigt, die Ausübung des Pfandrechts zu untersagen, 
wenn er dem Spediteur ein hinsichtlich seiner Forderungen gleichwertiges Siche-
rungsmittel (z. B. selbstschuldnerische Bankbürgschaft) einräumt. 

21. Versicherung des Gutes 

21.1 Der Spediteur besorgt die Versicherung des Gutes (z. B. Transport- oder Lagerver-
sicherung) bei einem Versicherer seiner Wahl, wenn der Auftraggeber ihn damit vor 
Übergabe des Gutes beauftragt.  

21.2 Der Spediteur hat die Versicherung des Gutes zu besorgen, wenn dies im Interesse 
des Auftraggebers liegt. Der Spediteur darf dies insbesondere vermuten, wenn  

21.2.1 der Spediteur bei einem früheren Verkehrsvertrag im Rahmen noch laufender Ge-
schäftsbeziehung eine Versicherung besorgt hat, 

21.2.2 der Auftraggeber im Auftrag einen „Warenwert für eine Versicherung des Gutes“ 
angegeben hat. 

21.3 Die Vermutung des Interesses an der Eindeckung einer Versicherung nach Ziffer 
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21.2 besteht insbesondere nicht, wenn 

21.3.1 der Auftraggeber die Eindeckung untersagt, 

21.3.2 der Auftraggeber ein Spediteur, Frachtführer oder Lagerhalter ist. 

21.4 Der Spediteur hat bei der Besorgung einer Versicherung Weisungen des Auftragge-
bers insbesondere hinsichtlich Versicherungssumme und der zu deckenden Gefah-
ren zu befolgen. Erhält er keine Weisung, hat der Spediteur nach pflichtgemäßem 
Ermessen über Art und Umfang der Versicherung zu entscheiden und sie zu markt-
üblichen Bedingungen abzuschließen. 

21.5 Kann der Spediteur wegen der Art der zu versichernden Güter oder aus einem an-
deren Grund keinen Versicherungsschutz eindecken, hat der Spediteur dies dem 
Auftraggeber unverzüglich mitzuteilen. 

21.6 Besorgt der Spediteur nach Vertragsabschluss auf Weisung des Auftraggebers eine 
Versicherung, übernimmt er die Einziehung eines Entschädigungsbetrags oder 
sonstige Tätigkeiten bei Abwicklung von Versicherungsfällen und Havareien, so 
steht ihm auch ohne Vereinbarung eine ortsübliche, ansonsten angemessene Ver-
gütung neben dem Ersatz seiner Auslagen zu. 

22. Haftung des Spediteurs, Abtretung von Ersatzansprüchen 

22.1 Der Spediteur haftet für Schäden nach Maßgabe der gesetzlichen Vorschriften. Es 
gelten jedoch die folgenden Regelungen, soweit zwingende oder AGB-feste 
Rechtsvorschriften nichts anderes bestimmen. 

22.2 In allen Fällen, in denen der Spediteur nach den Ziffern 23.3 und 24 verschuldens-
abhängig für Verlust oder Beschädigung des Gutes (Güterschäden) haftet, hat er 
statt Schadenersatz Wert- und Kostenersatz entsprechend den §§ 429, 430, 432 
HGB zu leisten.  

22.3 Bei Inventurdifferenzen kann der Spediteur bei gleichzeitigen Fehl- und Mehrbe-
ständen desselben Auftraggebers zur Ermittlung des Wertersatzes in den von Ziffer 
24 erfassten Fällen eine wertmäßige Saldierung des Lagerbestands vornehmen. 

22.4 Hat der Spediteur aus einem Schadenfall, für den er nicht haftet, Ansprüche gegen 
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einen Dritten oder hat der Spediteur gegen einen Dritten seine eigene Haftung 
übersteigende Ersatzansprüche, so hat er diese Ansprüche dem Auftraggeber auf 
dessen Verlangen abzutreten, es sei denn, dass der Spediteur aufgrund besonderer 
Abmachung die Verfolgung der Ansprüche für Rechnung und Gefahr des Auftrag-
gebers übernimmt. §§ 437, 509 HGB bleiben unberührt. 

23. Haftungsbegrenzungen 

23.1 Die Haftung des Spediteurs für Güterschäden in seiner Obhut gemäß § 431 Abs. 1, 
2 und 4 HGB ist mit Ausnahme von Schäden aus Seebeförderungen und verfügten 
Lagerungen der Höhe nach wie folgt begrenzt: 

23.1.1 auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, wenn der Spediteur  

- Frachtführer im Sinne von § 407 HGB,  
- Spediteur im Selbsteintritt, Fixkosten- oder Sammelladungsspediteur im Sinne 

von §§ 458 bis 460 HGB  
oder 

- Obhutsspediteur im Sinne von § 461 Abs. 1 HGB 

ist; 

23.1.2 auf 2 statt 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, wenn der Auftraggeber 
mit dem Spediteur einen Verkehrsvertrag über eine Beförderung mit verschiedenar-
tigen Beförderungsmitteln unter Einschluss einer Seebeförderung geschlossen hat 
und der Schadenort unbekannt ist. 

Bei bekanntem Schadenort bestimmt sich die Haftung nach § 452a HGB unter Be-
rücksichtigung der Haftungsausschlüsse und Haftungsbegrenzungen der ADSp. 

23.1.3 Übersteigt die Haftung des Spediteurs aus Ziffer 23.1.1. einen Betrag von 1,25 Milli-
onen Euro je Schadenfall,  ist seine Haftung außerdem begrenzt aus jedem Scha-
denfall höchstens auf einen Betrag von 1,25 Millionen Euro oder 2 Sonderziehungs-
rechte für jedes Kilogramm, je nachdem, welcher Betrag höher ist. 

23.2 Die Haftung des Spediteurs bei Güterschäden in seiner Obhut ist bei einem Ver-
kehrsvertrag über eine Seebeförderung und bei grenzüberschreitenden Beförderun-
gen auf den für diese Beförderung gesetzlich festgelegten Haftungshöchstbetrag 
begrenzt. Ziffer 25 bleibt unberührt. 

23.3 In den von Ziffern 23.1 und 23.2 nicht erfassten Fällen (wie § 461 Abs. 2 HGB, 
§§ 280 ff BGB) ist die Haftung des Spediteurs für Güterschäden entsprechend 
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§ 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB der Höhe nach begrenzt 

23.3.1 bei einem Verkehrsvertrag über eine Seebeförderung oder eine Beförderung mit 
verschiedenartigen Beförderungsmitteln unter Einschluss einer Seebeförderung auf 
2 Sonderziehungsrechte für jedes Kilogramm, 

23.3.2 bei allen anderen Verkehrsverträgen auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes Kilo-
gramm. 

23.3.3 Außerdem ist die Haftung des Spediteurs begrenzt aus jedem Schadenfall höchs-
tens auf einen Betrag von 1,25 Millionen Euro. 

23.4 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güterschäden mit Ausnahme von Schä-
den bei verfügten Lagerungen, Personenschäden und Sachschäden an Drittgut ist 
der Höhe nach begrenzt auf das Dreifache des Betrags, der bei Verlust des Gutes 
nach Ziffer 23.3.1 bzw. 23.3.2 zu zahlen wäre. Außerdem ist die Haftung des Spedi-
teurs begrenzt aus jedem Schadenfall höchstens auf einen Betrag von 125.000 Eu-
ro. 

23.4.1 Die §§ 413 Abs. 2, 418 Abs. 6, 422 Abs. 3, 431 Abs. 3, 433, 445 Abs. 3, 446 Abs.2, 
487 Abs. 2, 491 Abs. 5, 520 Abs. 2, 521 Abs. 4, 523 HGB sowie entsprechende 
Haftungsbestimmungen in internationalen Übereinkommen, von denen im Wege 
vorformulierter Vertragsbedingungen nicht abgewichen werden darf, bleiben unbe-
rührt. 

23.4.2 Ziffer 23.4 findet keine Anwendung auf gesetzliche Vorschriften wie Art. 25 MÜ, Art. 
5 CIM oder Art. 20 CMNI, die die Haftung des Spediteurs erweitern oder zulassen, 
diese zu erweitern. 

23.5 Übersteigt die Haftung des Spediteurs aus den Ziffern 23.1, 23.3 und 23.4 einen 
Betrag von 2,5 Millionen Euro je Schadenereignis, ist seine Haftung unabhängig 
davon, wie viele Ansprüche aus einem Schadenereignis erhoben werden, außer-
dem begrenzt höchstens auf 2,5 Millionen Euro je Schadenereignis oder 2 Sonder-
ziehungsrechte für jedes Kilogramm der verlorenen und beschädigten Güter, je 
nachdem, welcher Betrag höher ist; bei mehreren Geschädigten haftet der Spedi-
teur anteilig im Verhältnis ihrer Ansprüche. 

24. Haftungsbegrenzungen bei verfügter Lagerung, Inventuren und Wertdeklara-

tion 
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24.1 Die Haftung des Spediteurs bei Güterschäden ist bei einer verfügten Lagerung der 
Höhe nach begrenzt 

24.1.1 entsprechend § 431 Abs. 1, 2 und 4 HGB auf 8,33 Sonderziehungsrechte für jedes 
Kilogramm, 

24.1.2 höchstens 35.000 Euro je Schadenfall. 

24.1.3 Besteht der Schaden eines Auftraggebers in einer Differenz zwischen Soll- und Ist-
Bestand des Lagerbestands, ist die Haftung des Spediteurs abweichend von Ziffer 
24.1.2 der Höhe nach auf 70.000 Euro pro Jahr begrenzt, unabhängig von Anzahl 
und Form der durchgeführten Inventuren und von der Zahl der für die Inventurdiffe-
renz ursächlichen Schadenfälle. 

24.2 Der Auftraggeber kann gegen Zahlung eines zu vereinbarenden Zuschlags vor Ein-
lagerung in Textform einen Wert zur Erhöhung der Haftung angeben, der die in Zif-
fer 24.1 bestimmten Höchstbeträge übersteigt. In diesem Fall tritt der jeweils ange-
gebene Wert an die Stelle des betreffenden Höchstbetrages. 

24.3 Die Haftung des Spediteurs für andere als Güterschäden mit Ausnahme von Perso-
nenschäden und Sachschäden an Drittgut ist bei einer verfügten Lagerung begrenzt 
auf 35.000 Euro je Schadenfall. 

24.4 Die Haftung des Spediteurs – mit Ausnahme von Personenschäden und Sachschä-
den an Drittgut – ist in jedem Fall, unabhängig davon, wie viele Ansprüche aus ei-
nem Schadenereignis erhoben werden, bei einer verfügten Lagerung auf 2,5 Millio-
nen Euro je Schadenereignis begrenzt; bei mehreren Geschädigten haftet der Spe-
diteur anteilig im Verhältnis ihrer Ansprüche. Ziffer 24.2 bleibt unberührt. 



ADSp 2017 
Stand: 17.10.2016 
 

 
 

 
 

Seite 22 von 26 

25. Haftungsausschluss bei See- und Binnenschiffsbeförderungen 

25.1 Gemäß § 512 Abs. 2 Nr. 1 HGB ist vereinbart, dass der Spediteur in seiner Stellung 
als Verfrachter ein Verschulden seiner Leute und der Schiffsbesatzung nicht zu ver-
treten hat, wenn der Schaden durch ein Verhalten bei der Führung oder der sonsti-
gen Bedienung des Schiffes, jedoch nicht bei der Durchführung von Maßnahmen, 
die überwiegend im Interesse der Ladung getroffen wurden, oder durch Feuer oder 
Explosion an Bord eines Schiffes entstanden ist. 

25.2 Gemäß Art. 25 Abs. 2 CMNI ist vereinbart, dass der Spediteur in seiner Stellung als 
Frachtführer oder ausführender Frachtführer nicht für Schäden haftet, die 

25.2.1 durch eine Handlung oder Unterlassung des Schiffsführers, Lotsen oder sonstiger 
Rechtspersonen im Dienste des Schiffes oder eines Schub- oder Schleppbootes bei 
der nautischen Führung oder der Zusammenstellung oder Auflösung eines Schub- 
oder Schleppverbandes verursacht werden, vorausgesetzt, der Spediteur hat seine 
Pflichten nach Art. 3 Abs. 3 CMNI hinsichtlich der Besatzung erfüllt, es sei denn, die 
Handlung oder Unterlassung wird in der Absicht, den Schaden herbeizuführen, oder 
leichtfertig und in dem Bewusstsein begangen, dass ein solcher Schaden mit Wahr-
scheinlichkeit eintreten werde, 

25.2.2 durch Feuer oder Explosion an Bord des Schiffes verursacht worden, ohne dass 
nachgewiesen wird, dass das Feuer oder die Explosion durch ein Verschulden des 
Spediteurs, des ausführenden Frachtführers oder ihrer Bediensteten oder Beauf-
tragten oder durch einen Mangel des Schiffes verursacht wurde, 

25.2.3 auf vor Beginn der Reise bestehende Mängel seines oder eines gemieteten oder 
gecharterten Schiffes zurückzuführen sind, wenn er beweist, dass die Mängel trotz 
Anwendung gehöriger Sorgfalt vor Beginn der Reise nicht zu entdecken waren. 

25.3 Ziffer 22.4 bleibt unberührt. 

26. Außervertragliche Ansprüche 

 Die vorstehenden Haftungsausschlüsse und -begrenzungen finden nach Maßgabe 
der §§ 434, 436 HGB auch auf außervertragliche Ansprüche Anwendung. Ziffer 
23.4.1 findet entsprechende Anwendung. 
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27. Qualifiziertes Verschulden 

27.1 Die in den Ziffern 22.2, 22.3, 23.3 und 23.4 i.V.m. 23.5, 24 sowie 26 genannten Haf-
tungsausschlüsse und -begrenzungen gelten nicht, wenn der Schaden verursacht 
worden ist 

27.1.1 durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Spediteurs oder seiner Erfüllungsgehil-
fen oder 

27.1.2 durch Verletzung vertragswesentlicher Pflichten, wobei Ersatzansprüche in letzte-
rem Fall begrenzt sind auf den vorhersehbaren, typischen Schaden. 

27.2 Abweichend von Ziffer 27.1.2 entfallen die Haftungsbegrenzungen in Ziffer 24.1 und 
24.2 nur bei einer grob fahrlässigen oder vorsätzlichen Verletzung vertragswesentli-
cher Pflichten. 

27.3 §§ 435, 507 HGB bleiben in ihrem jeweiligen Anwendungsbereich unberührt.  

27.4 Ziffer 27.1 findet keine Anwendung auf gesetzliche Vorschriften wie Art. 25 MÜ, Art. 
36 CIM oder Art. 20, 21 CMNI, die die Haftung des Spediteurs erweitern oder zulas-
sen, diese zu erweitern, oder die Zurechnung des Verschuldens von Leuten oder 
sonstigen Dritten ausdehnen. 

28. Haftungsversicherung des Spediteurs 

28.1 Der Spediteur ist verpflichtet, bei einem Versicherer seiner Wahl eine Haftungsver-
sicherung zu marktüblichen Bedingungen abzuschließen und aufrecht zu erhalten, 
die mindestens im Umfang der Regelhaftungssummen seine verkehrsvertragliche 
Haftung nach den ADSp und nach dem Gesetz abdeckt. Die Vereinbarung einer 
Höchstersatzleistung je Schadenfall, Schadenereignis und Jahr ist zulässig; ebenso 
die Vereinbarung einer angemessenen Selbstbeteiligung des Spediteurs.  

28.2 Der Spediteur hat dem Auftraggeber auf Verlangen das Bestehen eines gültigen 
Haftungsversicherungsschutzes durch die Vorlage einer Versicherungsbestätigung 
nachzuweisen. Erbringt er diesen Nachweis nicht innerhalb einer angemessenen 
Frist, kann der Auftraggeber den Verkehrsvertrag außerordentlich kündigen. 
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28.3 Der Spediteur darf sich gegenüber dem Auftraggeber auf die Haftungsbestimmun-
gen der ADSp nur berufen, wenn er bei Auftragserteilung einen ausreichenden Ver-
sicherungsschutz vorhält.  

29. Auftraggeberhaftung 

29.1 Die Haftung des Auftraggebers aus §§ 414, 455, 468 und 488 HGB ist begrenzt  auf 
200.000 Euro je Schadenereignis. 

29.2 Die vorstehende Haftungsbegrenzung findet keine Anwendung bei Personenschä-
den, also Verletzung des Lebens, des Körpers oder der Gesundheit, oder wenn der 
Schaden verursacht worden ist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Auf-
traggebers oder seiner Erfüllungsgehilfen oder durch Verletzung vertragswesentli-
cher Pflichten, wobei Ersatzansprüche in letzterem Fall begrenzt sind auf den vor-
hersehbaren, typischen Schaden. 

30. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand  

30.1 Für die Rechtsbeziehung zwischen Spediteur und Auftraggeber gilt deutsches 
Recht. 

30.2 Der Erfüllungsort ist für alle Beteiligten der Ort derjenigen Niederlassung des Spedi-
teurs, an die der Auftrag oder die Anfrage gerichtet ist. 

30.3 Der Gerichtsstand für alle Rechtsstreitigkeiten, die aus dem Verkehrsvertrag, seiner 
Anbahnung oder im Zusammenhang damit entstehen, ist für alle Beteiligten, soweit 
sie Kaufleute sind, entweder der Ort der Niederlassung des Auftraggebers oder der-
jenigen Niederlassung des Spediteurs, an die der Auftrag oder die Anfrage gerichtet 
ist. Die vorstehende Gerichtsstandsvereinbarung gilt im Fall der Art. 31 CMR und 46 
§ 1 CIM als zusätzliche Gerichtsstandsvereinbarung, im Falle der Art. 39 CMR, 33 
MÜ, 28 WA nicht. 

31 Geheimhaltung 

 Die Parteien sind verpflichtet, sämtliche ihnen bei der Durchführung des Verkehrs-
vertrages bekannt werdenden, nicht öffentlich zugänglichen Informationen vertrau-
lich zu behandeln. Die Informationen dürfen ausschließlich zum Zwecke der Leis-
tungserbringung genutzt werden. Die Parteien haben andere Rechtspersonen, de-
ren sie sich bei Erfüllung ihrer verkehrsvertraglichen Pflichten bedienen, diese Ge-
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heimhaltungsverpflichtung aufzuerlegen. 

32. Compliance 

32.1 Der Spediteur verpflichtet sich, Mindestlohnvorschriften und Vorschriften über Min-
destbedingungen am Arbeitsplatz einzuhalten und bestätigt dies auf Verlangen des 
Auftraggebers in Textform. Der Spediteur stellt den Auftraggeber von seiner Haftung 
auf den Mindestlohn frei, wenn der Spediteur oder ein im Rahmen des Verkehrsver-
trages mit dem Auftraggeber eingesetzter Nachunternehmer oder Entleiher Arbeit-
nehmern nicht den gesetzlichen Mindestlohn zahlt und der Auftraggeber in An-
spruch genommen wird. 

32.2 Der Spediteur hat im Fall von Beförderungen sicherzustellen, dass er oder der die 
Beförderung ausführende Unternehmer  

32.2.1 im Anwendungsbereich des GüKG Inhaber einer Erlaubnis nach § 3 GüKG oder 
einer Berechtigung nach § 6 GüKG oder einer Gemeinschaftslizenz ist oder eine 
solche Erlaubnis, Berechtigung oder Lizenz nicht unzulässig verwendet, 

32.2.2 im Anwendungsbereich des GüKG bei der Beförderung Fahrpersonal einsetzt, das 
die Voraussetzungen des § 7b Abs. 1 Satz 1 GüKG erfüllt, 

32.2.3 auf Anforderung alle bei der Beförderung gesetzlich mitzuführenden Dokumente 
vorlegt, soweit der Auftraggeber oder Dritte gesetzlichen Kontrollpflichten genügen 
müssen. 

32.3 Der Spediteur oder der die Beförderung ausführende Unternehmer ist verpflichtet, 
die Tätigkeit seines Fahrpersonals so zu organisieren, dass die vorgeschriebenen 
Arbeits-, Lenk- und Ruhezeiten eingehalten werden können. Es besteht ein generel-
les Alkohol- und Drogenverbot beim Führen des Fahrzeugs. 

32.4 Beide Parteien verpflichten sich, die für ihr Unternehmen geltenden gesetzlichen 
Vorschriften einzuhalten. Sie unterstützen und achten die Grundsätze des „Global 
Compact“ („UNGC“), der allgemeinen Erklärung der Menschenrechte der Vereinten 
Nationen und die Erklärung der International Labor Organization über grundlegende 
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit von 1998 („Declaration on Fundamental Prin-
ciples and Rights at Work“) in Übereinstimmung mit nationalen Gesetzen und Ge-
pflogenheiten. Insbesondere werden beide Parteien in ihren Unternehmen 
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32.4.1 keine Kinder beschäftigen oder Zwangsarbeiter einsetzen, 

32.4.2 die jeweiligen nationalen Gesetze und Regelungen über Arbeitszeiten, Löhne und 
Gehälter und sonstige Arbeitgeberverpflichtungen einhalten, 

32.4.3 die geltenden Arbeits- und Gesundheitsbestimmungen einhalten und für ein siche-
res und gesundheitsförderliches Arbeitsumfeld sorgen, um die Gesundheit der Be-
schäftigten zu erhalten und Unfälle, Verletzungen sowie arbeitsbedingte Erkrankun-
gen zu vermeiden, 

32.4.4 jegliche Diskriminierung aufgrund Rasse, Religion, Behinderung, Alter, sexueller 
Orientierung oder Geschlecht unterlassen, 

32.4.5 die internationalen Antikorruptionsstandards, wie sie im UNGC und lokalen Antikor-
ruptions- und -bestechungsgesetzen festgelegt sind, beachten, 

32.4.6 alle geltenden Umweltgesetze und -regelungen einhalten, 

32.4.7 ihren Geschäftspartnern und Nachunternehmern antragen, die zuvor genannten 
Grundsätze auch ihrem Handeln zugrunde zu legen. 



 
ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN 
DER BUNDESFACHGRUPPE SCHWERTRANSPORTE UND KRANARBEITEN 
(AGB-BSK Kran und Transport 2013) (Stand 01.10.2013) 

I.     ALLGEMEINER TEIL 
1. Allen unseren Kran- und Transportleistungen sowie Grobmontagen liegen die nachstehenden 
Bedingungen zugrunde, soweit nicht zwingende gesetzliche Vorschriften entgegenstehen (z.B. HGB 
oder CMR, CMNI/CLNI, CIM/COTIF oder MÜ). 
2. Kranleistungen im Sinne dieser Bedingungen werden in zwei Regelleistungstypen erbracht: 
2.1. Leistungstyp 1 - Krangestellung 
Krangestellung bezeichnet die Überlassung von Hebezeugen samt Bedienungspersonal an den 
Auftraggeber zur Durchführung von Arbeiten nach dessen Weisung und Disposition. 
2.2. Leistungstyp 2 - Kranarbeit 
Kranarbeit ist Güterbeförderung, insbesondere das Anheben, Bewegen und die Ortsveränderung 
von Lasten und/oder Personen zu Arbeitszwecken mit Hilfe eines Hebezeuges und bezeichnet die 
Übernahme eines oder mehrerer vereinbarter Hebemanöver durch den Auftragnehmer nach dessen 
Weisung und Disposition. Hierzu zählt insbes. auch der isolierte Schwergutumschlag mit Hilfe eines 
Kranes. 
3. Transportleistung im Sinne dieser Geschäftsbedingungen ist die gewerbsmäßige Beförderung 
von Gütern sowie die Bewegung oder Ortsveränderung von Gütern insbes. mittels besonderer 
Transporthilfsmittel wie z.B. Schwerlastroller, Panzerrollen, Wälzwagen, Hebeböcke, Luftkissen, 
hydr. Hubgerüsten und Hubportalen, o. ä. (sog. Flur- und Quertransporte), einschl. der damit im 
Zusammenhang stehenden transportbedingten Zwischenlagerung. Schwergut wird regelmäßig 
unverpackt und unverplant transportiert. Das Verpacken und Verplanen des Ladegutes sowie Laden, 
Stauen und Zurren und das Entladen schuldet der Auftragnehmer – außer bei Seefracht - nur, wenn 
dies vereinbart ist. Bei Schiffsbeförderungen ist der Auftraggeber mit offener Decksverladung 
einverstanden. 
4. Grobmontagen und -demontagen sind, falls vereinbart, Bestandteile der Kran- oder Transport-
leistung. Darunter fällt das Zusammenfügen oder Zerlegen sowie das Befestigen oder Lösen des 
Ladegutes für Zwecke der Transportvorbereitung oder -abwicklung. Für darüber hinausgehende 
Montageleistungen (Endmontage, Probelauf, Feinjustierungen etc.) gelten die BSK-Montagebedin-
gungen jeweils neuester Fassung. 
 

5. Ergebnisse von Einsatzstellenbesichtigungen und besondere Vereinbarungen, z.B. über Be-
und Entladeort, Kranstandplatz usw., sollen von den Parteien protokolliert werden. 
6. Verträge über die Durchführung von Großraum- und Schwertransporten sowie Kranverbrin-
gungen im öffentlichen Straßenverkehr bedürfen der Erlaubnis oder Genehmigung der zuständigen 
Behörde, insbesondere gemäß § 18 I 2 und § 22 II., IV und § 29 III und § 46 I Nr. 5 StVO sowie § 70 
I StVZO. Diese Verträge werden ausschließlich unter der aufschiebenden Bedingung der recht-
zeitigen Erlaubnis- bzw. Genehmigungserteilung geschlossen. 
7. Sofern verkehrslenkende Maßnahmen (Polizeibegleitung etc.) oder sonstige Auflagen und 
Nebenbestimmungen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs 
und/oder zum Schutz der Straßenbausubstanz behördlich verfügt werden, stehen diese Verträge 
auch unter der aufschiebenden Bedingung der rechtzeitigen Verfügbarkeit der Sicherungskräfte und 
der rechtzeitigen Umsetzbarkeit der behördlichen Sicherungsmaßnahmen. Der Auftragnehmer 
verpflichtet sich, die notwendigen behördlichen Erlaubnisse und Genehmigungen rechtzeitig nach 
den einschlägigen Verwaltungsvorschriften zu beantragen und den Auftraggeber unverzüglich über 
solche Auflagen und Nebenbestimmungen zur Transportdurchführung zu informieren, die den 
Transportablauf erschweren oder behindern könnten. Es gilt hierzu das BSK-Merkblatt: Verkehrs-
lenkende Maßnahmen. 
8. Der Auftragnehmer ist berechtigt, andere Unternehmen zur Erfüllung der vertraglich übernom-
menen Verpflichtung einzuschalten, sofern nichts anderes vereinbart wurde. 
9. Der Auftragnehmer ist berechtigt, unter Ausschluss von Schadenersatzansprüchen vom Vertrag 
zurückzutreten, wenn nach sorgfältiger Prüfung vor oder während des Einsatzes von Fahrzeugen, 
Geräten oder Arbeitsvorrichtungen aller Art und trotz aller zumutbaren Anstrengungen zur 
Schadensverhütung wesentliche Schäden an fremden und/oder eigenen Sachen und/oder 
Vermögenswerten bzw. Personenschäden mit großer Wahrscheinlichkeit nicht zu vermeiden sind. Der 
Ausschluss der Schadenersatzansprüche entfällt, wenn der Auftragnehmer die Sorgfalt eines 
ordentlichen Kaufmanns (Frachtführers) nicht beachtet hat. Im Fall des Rücktritts wird bei Kranleis-
tungen das Entgelt anteilig berechnet, bei Transportleistungen gelten die gesetzlichen Bestimmungen. 
10. Der Auftragnehmer ist berechtigt, den Einsatz bei Gefahr für Ausrüstung, Ladegut, Personal 
und/oder Dritte sofort zu unterbrechen. Witterungsbedingte Unterbrechungen mindern den Anspruch 
auf Entgelt unter Anrechnung ersparter Aufwendungen nicht, wenn die witterungsbedingten 
Hemmnisse trotz zumutbarer Anstrengung nicht zu überwinden waren. 
11. Maßgebend für die Leistung des Auftragnehmers sind der Kran- oder Transportauftrag bzw. die 
Vereinbarungen im internat. Frachtbrief. Nur wenn dies vereinbart ist, stellt der Auftragnehmer 
darüber hinaus auch notwendiges Hilfs-, Einweis- und sonstiges Personal sowie den ggf. erforder-
lichen Anschläger auf Kosten des Auftraggebers. Sofern nichts anderes vereinbart ist, wird nach 
Zeiteinheiten (Stunden- oder Tagessätzen) abgerechnet. Die Vergütungspflicht beginnt, sofern nicht 
etwas anderes vereinbart ist, mit der Abfahrt des Hebe- oder Transportfahrzeuges vom Betriebshof 
des Auftragnehmers und endet mit dessen Rückkehr. Sind Stunden- oder Tagessätze vereinbart, 
gelten diese auch für die An- und Abfahrts- sowie Rüstzeiten. Abgerechnet wird bei Stundensätzen je 
angefangene halbe Stunde, bei Abrechnung nach Tagessätzen jeder angefangene Arbeitstag. 
Gebühren und Kosten für behördliche Aufwendungen sowie alle Beschaffungskosten und Kosten, 
die durch behördliche Auflagen und sonstige Nebenbestimmungen entstehen, sowie Polizeibe-
gleitgebühren oder Kosten für firmeneigene Transportsicherung und sonstige Kosten für behördlich 
angeordnete Sicherheitsvorkehrungen trägt der Auftraggeber, soweit nichts anderes vereinbart 
wurde. Die vereinbarten Beträge verstehen sich ohne Mehrwertsteuer, die dem Auftragnehmer in 
jeweils gesetzlicher Höhe zusätzlich zu vergüten ist 

II.    BESONDERER TEIL 
1. Abschnitt 
Krangestellung 
Pflichten des Auftragnehmers und Haftung 
12.1 Besteht die Hauptleistung des Auftragnehmers in der bezeichneten Überlassung eines Hebe-
zeuges samt Bedienungspersonal an den Auftraggeber zur Durchführung von Arbeiten nach dessen 
Weisung und Disposition, so schuldet der Auftragnehmer die Überlassung eines im Allgemeinen und 
im Besonderen geeigneten Hebezeuges, das nach den einschlägigen gesetzlichen Bestim-mungen 
und den geltenden Regeln der Technik TÜV- und UVV-geprüft sowie betriebsbereit ist. Für das 
überlassene Personal haftet der Auftragnehmer nur im Rahmen der geltenden Grundsätze zum 
Auswahlverschulden. 
12.2 Eine Haftung für nicht rechtzeitige Gestellung ist ausgeschlossen bei höherer Gewalt, Streik, 
Straßensperrung und sonstigen unvermeidbaren Ereignissen, es sei denn, der Auftragnehmer hätte 
deren Folgen bei Wahrung der verkehrserforderlichen Sorgfalt abwenden können. 
12.3 In allen anderen Fällen nicht rechtzeitiger Gestellung ist die Haftung des Auftragnehmers – 
außer bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit - begrenzt auf den typischerweise vorhersehbaren 
Schaden. 
2. Abschnitt 
Kranarbeiten und Transportleistungen 
Pflichten des Auftragnehmers und Haftung 
13. Der Auftragnehmer verpflichtet sich, alle ihm erteilten Aufträge mit allen zur Verfügung stehen-
den Mitteln und technischen Möglichkeiten unter Beachtung der einschlägigen Regeln der Technik 
ordnungsgemäß und fachgerecht auszuführen. 
14. Der Auftragnehmer verpflichtet sich insbesondere, allgemein und im Besonderen geeignete 
Transportmittel und Hebezeuge, die betriebsbereit, betriebssicher und nach den geltenden Bestim- 

mungen TÜV- und UVV-geprüft sind, zum Einsatz zu bringen. Darüber hinaus verpflichtet sich der 
Auftragnehmer, allgemein und im Besonderen geeignetes Bedienungspersonal (Kranführer und 
Kraftfahrer), das mit der Bedienung des Transportmittels bzw. des Hebezeuges vertraut ist, zur 
Verfügung zu stellen. 
15.1. Besteht die Hauptleistung des Auftragnehmers in der Kranarbeit und/oder Transportleistung, 
so gelten die gesetzlichen Vorschriften über das Frachtgeschäft. Die Haftung des Auftragnehmers 
für Güterschäden ist – außer in Fällen des qualifizierten Verschuldens - begrenzt auf 8,33 
Sonderziehungsrechte (SZR) je Kilogramm des beschädigten oder in Verlust gegangenen Gutes. 
Bei Schiffsbeförderungen haftet der Auftragnehmer in diesen Fällen mit max. 2 SZR pro Kilo Rohge-
wicht der Sendung oder max. 666,6 SZR pro Packstück oder Einheit. 
15.2. Der Auftragnehmer verzichtet auf die Einrede der summenmäßigen Haftungsbegrenzung ge-
mäß Ziffer 15.1. für Güterschäden bis zum Betrag von € 500.000,- sowie für sonstige Vermögens-
schäden bis zum Betrag von € 125.000,-, jeweils pro Schadenereignis. 
15.3. Die Haftung des Auftragnehmers ist ausgeschlossen, wenn der Schaden durch ein Verhalten 
seiner Leute, die Schiffsbesatzung oder sonstiger Personen im Dienste des Schiffes bei der Füh-
rung oder sonstigen Bedienung des Schiffes oder durch Feuer oder Explosion an Bord des Schiffes 
entstanden ist. 
16. Sofern der Auftraggeber einen höheren Betrag als in Ziff. 15.2 wünscht, so ist vor 
Auftragserteilung eine ausdrückliche Vereinbarung darüber zu treffen, und der Auftragnehmer ist 
berechtigt, die Kosten einer entsprechenden Versicherung für die höhere Haftung dem 
Auftraggeber in Rechnung zu stellen. 
17.1. Zur Versicherung des Gutes ist der Auftragnehmer nur verpflichtet, soweit ein ausdrücklicher 
schriftlicher Auftrag dazu unter Angabe des Versicherungswertes und der zu deckenden Gefahren 
vorliegt; die bloße Wertangabe ist nicht als Auftrag zur Versicherung zu verstehen. 
17.2. Durch Entgegennahme des Versicherungsscheines (Police) übernimmt der Auftragnehmer 
nicht die Pflichten, die dem Auftraggeber als Versicherungsnehmer obliegen; jedoch hat der Auftrag-
nehmer alle üblichen Maßnahmen zur Erhaltung des Versicherungsanspruches zu treffen. 
17.3. Mangels abweichender schriftlicher Vereinbarungen versichert der Auftragnehmer zu den an 
seinem Firmensitz üblichen Versicherungsbedingungen. 

Pflichten des Auftraggebers und Haftung 
18. Der Auftraggeber hat alle technischen Voraussetzungen, die für die ordnungsgemäße und 
gefahrlose Durchführung des Auftrages erforderlich sind, auf eigene Rechnung und Gefahr zu 
schaffen und während des Einsatzes aufrechtzuerhalten. Insbesondere ist der Auftraggeber 
verpflichtet, das zu behandelnde Gut in einem für die Durchführung des Auftrages bereiten und 
geeigneten Zustand zur Verfügung zu halten. Der Auftraggeber ist außerdem verpflichtet, die Maße, 
Gewichte und besonderen Eigenschaften des Gutes (z.B. Schwerpunkt, Art des Materials usw.) 
sowie im Falle von Kranleistungen die Anschlagpunkte rechtzeitig und richtig anzugeben. 
19. Der Auftraggeber hat die zum Befahren von fremden Grundstücken, nicht öffentlichen Straßen, 
Wegen und Plätzen erforderlichen Zustimmungen der Eigentümer zu besorgen und den Auftrag-
nehmer von Ansprüchen Dritter, die sich aus einer unbefugten Inanspruchnahme eines fremden 
Grundstückes ergeben können, freizustellen. 
20. Darüber hinaus ist der Auftraggeber dafür verantwortlich, dass die Boden-, Platz- und sonstigen 
Verhältnisse an der Einsatzstelle sowie den Zufahrtswegen - ausgenommen öffentliche Straßen, 
Wege und Plätze - eine ordnungsgemäße und gefahrlose Durchführung des Auftrages gestatten. 
Insbesondere ist der Auftraggeber dafür verantwortlich, dass die Bodenverhältnisse am Be- und 
Entladeort bzw. Kranstandplatz sowie den Zufahrtswegen den auftretenden Bodendrücken und 
sonstigen Beanspruchungen gewachsen sind. Schließlich ist der Auftraggeber verantwortlich für 
alle Angaben über unterirdische Kabelschächte, Versorgungsleitungen, sonstige Erdleitungen und 
Hohlräume, die die Tragfähigkeit des Bodens an der Einsatzstelle oder den Zufahrtswegen 
beeinträchtigen könnten. Auf die Lage und das Vorhandensein von Frei- und Oberleitungen, unter-
irdischen Kabeln, Leitungen, Schächten und sonstigen Hohlräumen, oder anderen nicht erkenn-
baren Hindernissen, die die Stand- und Betriebssicherheit der Fahrzeuge am Einsatzort 
beeinträchtigen könnten, sowie auf besondere Gefährdungslagen, die sich bei Durchführung der 
Kran- oder Transportleistung hinsichtlich des zu befördernden Gutes und des Umfeldes ergeben 
können 
(z.B. Gefahrgut, Kontaminationsschäden etc.) hat der Auftraggeber unaufgefordert hinzuweisen. 
Angaben und Erklärungen Dritter, deren sich der Auftraggeber zur Erfüllung der ihm obliegenden 
Verpflichtungen bedient, gelten als Eigenerklärungen des Auftraggebers. 
21. Der Auftraggeber darf nach Auftragserteilung ohne Zustimmung des Auftragnehmers dem von 
ihm eingesetzten Personal keine Weisungen erteilen, die von den vertraglichen Vereinbarungen in 
Art und Umfang abweichen oder dem Vertragszweck zuwiderlaufen. 
22. Verletzt der Auftraggeber schuldhaft die vorgenannten Verpflichtungen, insbesondere seine 
Vorbereitungs-, Hinweis- und Mitwirkungspflicht, so haftet er gegenüber dem Auftragnehmer 
für jeden daraus entstehenden Schaden. Die Vorschriften des § 414 Absatz 2 des HGB bleiben 
hiervon unberührt. Von Schadensersatzansprüchen Dritter, die aus der Verletzung der Pflichten des 
Aufraggebers herrühren, hat er den Auftragnehmer vollumfänglich freizustellen. Für den Fall der 
Inanspruchnahme des Auftragnehmers nach dem USchadG oder anderer vergleichbarer öffentlich-
rechtlicher, nationaler oder internationaler Vorschriften hat der Auftraggeber den Auftragnehmer im 
Innenverhältnis in vollem Umfange freizustellen, sofern dieser den Schaden nicht vorsätzlich oder 
grob fahrlässig verursacht hat. Der Einwand des Mitverschuldens bleibt für beide Parteien hiervon 
unberührt. 
III.   SCHLUSSBESTIMMUNGEN 
23. Die Leistungen des Auftragnehmers sind Vorleistungen und nicht zum Skontoabzug berechtigt. 
Die Rechnungen des Auftragnehmers sind nach Erfüllung des Auftrages sofort nach Rechnungs 
erhalt zu begleichen, soweit bei Auftragserteilung nichts anderes vereinbart ist. Eine Aufrechnung 
oder Zurückbehaltung ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenforderungen 
zulässig, es sei denn, beim Auftraggeber handelt es sich um einen Verbraucher. Der Auftragnehmer 
hat wegen aller fälligen und nicht fälligen Forderungen, die ihm aus den in Ziff. 2 bis 4 genannten 
Tätigkeiten gegenüber dem Auftraggeber zustehen, ein Pfandrecht und ein Zurückbehaltungsrecht an 
den in seiner Verfügungsgewalt befindlichen Gütern oder sonstigen Werten. Das Pfand- und 
Zurückbehaltungsrecht geht jedoch nicht über das gesetzliche Fuhrunternehmer bzw. Vermie-
terpfandrecht und das allgemeine Zurückbehaltungsrecht hinaus. Hinsichtlich eines Pfand- und 
Zurückbehaltungsrechts wegen Forderungen aus anderen mit dem Auftraggeber abgeschlossenen 
Verkehrsverträgen gilt § 366 Abs. 3 HGB. Der Auftragnehmer darf auch ein Pfand- und 
Zurückbehaltungsrecht wegen Forderungen aus anderen mit dem Auftraggeber abgeschlossenen 
Verträgen nur ausüben, soweit diese unbestritten oder rechtskräftig festgestellt sind oder wenn die 
Vermögenslage des Schuldners die Forderung des Auftragnehmers gefährdet. An die Stelle der in § 
1234 BGB bestimmten Frist für die Androhung des Pfandverkaufs von einem Monat tritt in allen 
Fällen eine solche von zwei Wochen. Ist der Auftraggeber in Verzug, kann der Auftragnehmer nach 
erfolgter Verkaufsandrohung von den in seinem Besitz befindlichen Gütern und Werten eine solche 
Menge, wie nach seinem pflichtgemäßen Ermessen zur Befriedigung erforderlich ist, freihändig 
verkaufen. Für den Pfand- oder Selbsthilfeverkauf kann der Auftragnehmer in allen Fällen eine 
ortsübliche Verkaufsprovision vom Nettoerlös berechnen. 
24. Erfüllungsort und Gerichtsstand auch für Scheck- und Wechselklagen unter Kaufleuten ist 
ausschließlich der Sitz des Auftragnehmers. Alle vom Auftragnehmer abgeschlossenen Verträge 
unterliegen dem deutschen Recht. Das gilt auch für ausländische Auftraggeber. 
25. Soweit für Erklärungen die Schriftform verlangt wird, steht ihr die Datenfernübertragung und 
jede sonst lesbare Form gleich, sofern sie den Aussteller erkennbar macht. 
26. Sollten aus Vertrags- oder Rechtsgründen Teile dieser Allgemeinen Geschäftsbedingungen 
unwirksam oder im Einzelfall nicht anwendbar sein, so bleiben alle übrigen Bestimmungen hiervon 
unberührt; § 139 BGB ist insofern abbedungen. 
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Allg. Mietbedingungen für Arbeitsbühnen und Flurförderzeuge  

(AGB-BSK Bühne + Stapler 01.10.2014)  
1. Geltungsbereich  
1.1 Die Vermietung von Arbeitsbühnen (Bühnen) und Flurförderzeugen 
(Gabel- u. Telestapler etc.) erfolgt ausschließlich unter Zugrundelegung der 
nachfolgenden allg. Mietbedingungen. Entgegenstehende oder anders 
lautende Bedingungen des Mieters werden ausdrücklich abgelehnt. Bei 
ständiger Geschäftsbeziehung mit Unternehmern genügt die einmalige 
ausdrückliche Bezugnahme auf diese allg. Mietbedingungen auch für 
künftige Vertragsbeziehungen.  
 
1.2  Diese allg. Mietbedingungen gelten sowohl gegenüber Verbrauchern 
als auch gegenüber Unternehmern, juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentlich-rechtlichem Sondervermögen, es sei denn, in der 
jeweiligen Klausel wird eine Differenzierung vorgenommen. Klauseln, die 
für Unternehmer gelten, gelten auch für juristische Personen des 
öffentlichen Rechts und öffentlich-rechtliches Sondervermögen. 
 
2. Angebot, Vertragsschluss, Mietpreis  
2.1  Ein Vertragsschluss kommt erst durch schriftliche Auftragsbestätigung 
zustande.  
 
2.2  Die in der Auftragsbestätigung angegebenen Preise sind bindend. Bei 
dem Miettarif handelt es sich um reine Gerätekosten ohne 
Bedienungspersonal – ausgenommen sind Fälle in Nr. 4 - und Treibstoff- 
bzw. Energiekosten. Die angegebenen Mietpreise beziehen sich 
ausschließlich auf eine maximale tägliche Einsatzdauer von neun Stunden 
pro Kalendertag, soweit dies nicht ausdrücklich anders vereinbart ist. Ein 
Zwei- oder Mehrschichtbetrieb ist nur nach vorheriger Abstimmung mit uns 
und unserer schriftlichen Zustimmung zulässig. 
 
3. Allgemeine Einsatzbedingungen  
3.1  Der Vermieter ist verpflichtet, für die im Mietvertrag genannte Zeit dem 
Mieter eine betriebs- und verkehrssichere TÜV- und nach § 10 
BetrSichVgeprüfte Mietsache zum vertraglich vereinbarten Einsatzzweck 
zu überlassen.  
 
3.2  Der Mieter – ausgenommen Verbraucher - trägt die Verantwortung 
dafür, dass die gewünschte Mietsache für den von ihm vorgesehenen 
Einsatz geeignet ist. Für die Eignungsprüfung stellt der Vermieter 
Arbeitsdiagramme, Lastkurven und sonst. technische Daten der einzelnen 
Mietgeräte auf Anfrage bereit. 
 
3.3 Der Mieter hat jedoch ohne gesonderte Vereinbarung keinen Anspruch 
auf ein bestimmtes Mietgerät. Der Vermieter ist jederzeit berechtigt, ein 
technisch gleichwertiges und für die Einsatzanforderungen des Mieters 
mindestens ebenso geeignetes Mietgerät auszuwählen. 
 
3.4  Der Mieter haftet allein für den flüssigen Ablauf der von ihm 
beabsichtigten Arbeiten, den unbeschränkten Zugang zu Grundstücken 
und Räumen, alle erforderlichen behördlichen Genehmigungen und 
Absperrmaßnahmen sowie für den gefahrlosen Einsatz der Mietsache in 
Bezug auf Bodenverhältnisse, Umwelt und sonstige Betriebsrisiken. Der 
Mieter ist verpflichtet, den Vermieter auf Bauten und Hindernisse im 
Einsatzbereich wie unterirdische Kanäle, Leitungen, Schächte, Dohlen, 
Tiefgaragen sowie auf eventuelle Gewichtsbeschränkungen von 
Straßenbauten usw. unaufgefordert hinzuweisen bzw. sich als Selbstfahrer 
vor Arbeitsbeginn darüber selbständig zu informieren.  
3.5 Bei nicht pünktlichem Einsatz der Mietsache, der nicht durch den 
Vermieter verschuldet ist, ist der Mieter nicht berechtigt, Schadensersatz 
zu fordern. Das gleiche gilt, wenn die Mietsache trotz vorheriger 
Überprüfung ihrer Funktionsfähigkeit während der Einsatzzeit 
unverschuldet ausfällt. Sollte die Mietsache infolge schlechter Witterung 
oder wegen sonstiger nicht vom Vermieter zu vertretenden Gründen nicht 
eingesetzt werden können, geht die Ausfallzeit zu Lasten des Mieters, 
soweit vertraglich nichts anderes vereinbart ist. 
 
3.6  Arbeitsbühnen dürfen nur als Personenaufnahmemittel im Rahmen der 
jeweils zulässigen Bordbelastung eingesetzt werden. Arbeitsbühnen sind 
zum Ziehen von Lasten oder Leitungen oder Ähnlichem nicht zugelassen. 
Solche Arbeiten sind deshalb streng untersagt. Ausgenommen hiervon sind 
Hubarbeitsbühnen mit eigens hierfür zugelassenen Powerlift-Systemen 
zum gleichzeitigen Lastentransport. Flurförderzeuge dürfen nicht zum 
Transport von Personen eingesetzt werden, es sei denn, sie sind eigens 
hierfür zugelassen und vorbereitet. 
 
4. Einsatzbedingungen mit Bedienungsfachpersonal  
4.1  Bei Vermietung mit Bedienungsfachpersonal stellt der Vermieter mit 
der Mietsache einen ausgebildeten und geschulten Bedienungsfachmann 
zur Verfügung. Mietgeräte, die mit Fachpersonal gemietet werden, dürfen 
ausschließlich von diesem bedient werden.      

     
4.2  Für die Dauer der Überlassung wird das Bedienungsfachpersonal im 
Rahmen eines Dienstverschaffungsvertrages ausschließlich für den Mieter 
und auf dessen Weisung tätig. Der Vermieter haftet für das überlassene 
Bedienungspersonal daher nur nach den Grundsätzen des 
Auswahlverschuldens.  
 
4.3  An- und Abtransporte der Mietgeräte, sofern sie vereinbarungsgemäß 
durch den Vermieter erfolgen, gelten ausschließlich bis/ab Baustelle, 
soweit diese mit dem Zugfahrzeug erreichbar ist. Der vereinbarte 
Transportpreis beinhaltet insbesondere nicht das Aufstellen und Aufrüsten 
der Arbeitsbühne auf der Baustelle, in Hinterhöfen, Räumen etc.  
 
4.4  Transporte von selbstfahrenden Mietgeräten über die Baustelle hinaus 
erfolgen ausschließlich durch den Vermieter. 
 
5. Einsatzbedingungen für Selbstfahrer  
5.1  Die Vermietung von Selbstfahrergeräten erfolgt nur unter der 
Bedingung, dass der Mieter bzw. dessen Bedienpersonal, mindestens das 
18. Lebensjahr vollendet hat und die einschlägigen Arbeitsschutz- und 
Betriebssicherheits- bzw. Unfallverhütungsvorschriften erfüllt. Eine 
Unterweisung in die Handhabung der Mietgeräte erfolgt nur, wenn ein 
gültiger Befähigungsnachweis und – falls erforderlich – eine gültige 
Fahrerlaubnis vorgelegt werden.  
 
5.2  Nur die von uns untergewiesenen Personen sind zum Bedienen der 
Mietsache berechtigt und müssen hierzu vom Mieter ausdrücklich 
beauftragt werden. 
 
5.3 Dem Mieter werden bei Übergabe der Mietsache die Fahrzeugpapiere, 
Bedienungsanleitung, Wartungshinweise sowie ein Merkblatt über 
Verhalten bei Unfällen übergeben. Der Mieter verpflichtet sich, den 
Bedienungspersonen vor Inbetriebnahme den gesamten Inhalt aller 
übergebenen Unterlagen in geeigneter Form zur Kenntnis zu Kenntnis zu 
bringen und sie anzuhalten, alle Sicherheitshinweise zum Arbeits- und 
Gesundheitsschutz zu beachten. 
 
5.4 Der Mieter verpflichtet sich, die Mietsache in sorgfältiger Art und Weise 
zu gebrauchen, sie vor Überbeanspruchung zu schützen und alle 
Rechtsvorschriften, die mit dem Besitz oder Gebrauch der Mietsache und 
der Ausrüstungsgegenstände verbunden sind, insbesondere die 
einschlägigen Betriebssicherheits- und Unfallverhütungsvorschriften zu 
beachten. Bei groben Arbeiten ist die Mietsache ausreichend abzudecken 
und vor Verschmutzung zu schützen. Dies gilt insbesondere bei Maler-, 
Schweiß- und Reinigungsarbeiten mit Säuren. Verboten ist der Einsatz der 
Mietsache in der Nähe von Lackier- und Sandstrahlarbeiten oder bei 
extremer Hitze- oder Kälteeinwirkung. 
 
5.5 Ohne schriftliche Zustimmung ist eine Untervermietung oder 
Weitergabe der Mietsache an Dritte verboten. Darüber hinaus ist der Mieter 
nicht berechtigt, die Mietsache an einen anderen als den im Mietvertrag 
benannten Einsatzort zu verbringen. 
 
5.6   Der Mieter ist verpflichtet, die Betriebsstoffe sowie den Wasserstand 
der Batterie täglich zu überprüfen und gegebenenfalls kostenfrei 
aufzufüllen. Für Schäden, die auf Betriebsstoffmangel zurückzuführen sind, 
haftet der Mieter. 
 
6. Zahlungsbedingungen  
6.1 Die Miete ist zu zahlen vom Zeitpunkt der Abfahrt der Mietsache von 
unserem Betriebshof bis zur Rückkehr dorthin. Der An- und Abtransport der 
Mietsache vom Betriebshof zum Einsatzort und zurück wird – sofern er 
vom Vermieter durchgeführt wird - nach dem tatsächlichen Zeitaufwand 
zum vereinbarten Miettarif bzw. zu vereinbarten Pauschalsätzen 
abgerechnet. Abrechnungsgrundlage ist die Auftragsbestätigung und die 
darin angegebenen Miettarife bzw. Stundensätze. Jeder angefangene 
Miettag wird in voller Höhe berechnet. 
 
6.2  Die vereinbarte Gerätemiete ist zahlbar nach Rechnungserhalt rein 
netto ohne jeden Abzug. Bei Überschreitung des Zahlungstermins werden 
die gesetzlichen Verzugszinsen berechnet.  
 
6.3  Der Vermieter ist berechtigt vor der Zurverfügungstellung des 
Mietgeräts eine angemessene Vorschusszahlung bzw. während der 
Mietzeit angemessene Abschlagszahlungen zu verlangen.  
 
6.4  Sollte der Mieter seinen Zahlungsverpflichtungen aus dem Mietvertrag 
nicht nachkommen oder eine Beschädigung der Mietsache zu befürchten 
sein, hat der Vermieter das Recht, sich Zugang zu dem Einsatzort, an dem 
sich das angemietete Gerät befindet, zu verschaffen und das Mietgerät im 
Wege der Selbsthilfe in Besitz zu nehmen.  
 
6.5  Der Vermieter ist außerdem berechtigt, eventuell noch ausstehende 
Leistungen bis zur Bewirkung rückständiger Zahlungen zurückzuhalten. Er 
kann nach seiner Wahl entweder die weitere Zurverfügungstellung von 
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Mietgeräten von der vollständigen Bezahlung des entsprechenden 
Auftragswerts abhängig machen oder nach seiner Wahl - ohne jedweden  
Ersatzanspruch des Mietern - von der Erfüllung ganz oder teilweise 
zurücktreten und als Ersatz eine Pauschale von 25% des Auftragswerts 
berechnen, soweit der Vermieter höheren Schaden nachweist oder der 
Mieter nachweist, dass kein oder ein wesentlich niedrigerer Schaden 
entstanden ist. 
 
6.6  Aufrechnungsrechte stehen dem Mieter nur zu, wenn seine 
Gegenansprüche rechtskräftig festgestellt oder unbestritten sind. Der 
Mieter ist zur Ausübung eines Zurückbehaltungsrechts nur befugt, wenn 
sein Gegenanspruch auf demselben Vertragsverhältnis beruht. 
 
7. Gewährleistung  
7.1. Der Mieter hat jeden Defekt oder jede Gebrauchsstörung der 
Mietsache während des Einsatzes unverzüglich dem Vermieter mitzuteilen 
und die Mietsache ggf. sofort stillzulegen. Zur Fristwahrung der 
Mängelanzeige genügt die rechtzeitige Absendung. 
 
7.2. Der Vermieter ist verpflichtet gemeldete Beschädigungen oder 
Betriebsstörungen der Mietsache, sofern sie von ihm zu vertreten sind, 
innerhalb kürzester Zeit, nach technischen und organisatorischen 
Möglichkeiten zu beheben.  
 
7.3 Erfolgt die Mängelanzeige nicht unverzüglich, erlöschen alle 
Gewährleistungsrechte des Mieters. 
 
8. Haftung; Versicherung  
8.1 Ab dem Zeitpunkt der Übergabe steht die Mietsache unter der Obhut 
des Mieters. Dieser hat alle aus dem Einsatz verursachten Schäden selbst 
zu tragen. Die Gefahrtragung endet für den Mieter erst mit 
ordnungsgemäßer Rückgabe des Gerätes und Unterzeichnung des 
Rückgabeprotokolls. Der Mieter übernimmt mit der Übernahme der 
Mietsache das gesamte Betriebsrisiko für die Dauer des Mietverhältnisses 
und leistet insbesondere Gewähr dafür, dass die Bodenverhältnisse an der 
Einsatzstelle einen gefahrlosen Einsatz der Mietsache möglich machen. 
Der Mieter stellt den Vermieter insoweit von Ansprüchen Dritter im 
Innenverhältnis frei. Das gilt auch für den Fall der Inanspruchnahme des 
Vermieters nach dem USchadG, oder anderer vergleichbarer öffentlich-
rechtlicher, nationaler oder internationaler Vorschriften, sofern dieser den 
Schaden nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat.  
 
8.2 Sofern nicht anders vereinbart, schließt der Vermieter eine Maschinen- 
und Kaskoversicherung ab, durch die auch das Sachnutzungsinteresse des 
Mieters mitversichert und der Mieter in den Versicherungsschutz des 
Maschinen- und Kaskoversicherungsvertrages miteinbezogen wird. Den 
vertragsgemäßen Selbstbehalt pro Schadensfall hat der Mieter jedoch in 
jedem Falle selbst zu tragen.  
 
8.3 Ansonsten haftet der Mieter für alle Schäden, die er oder sein 
Bedienungspersonal an der Mietsache verursachen, sowie für alle daraus 
entstehenden Ausfallzeiten. Die Reparatur- und Ausfallkosten werden dem 
Mieter im Zweifel auf der Grundlage eines Gutachten eines vereidigten 
Sachverständigen berechnet. 
 
8.4 Der Mieter haftet in jedem Fall und im vollen Umfang für alle Schäden 
aus dem Gebrauch der Mietsache aus den nachfolgenden Ursachen, 
wobei der Rückgriff des Maschinen- und Kaskoversicherers zulässig ist:  
 

a) jede grob fahrlässige oder vorsätzliche Verursachung eines 
Unfalls oder einer Beschädigung der Mietsache.  

b) Schäden an Aufbauten, die durch Nichtbeachtung der 
Durchfahrtshöhe verursacht werden,  

c) Schäden, die aus Nichtbeachtung der Sicherheits- und 
Einsatzbedingungen oder ungeeignete Diebstahlsicherung 
entstehen,  

d) Unbefugte Weitervermietung des Mietgegenstandes, 
Überlassung an nichtberechtigte Personen  

e) In allen anderen Fällen, in denen vertragsgemäß keine 
Deckung des Maschinen- und Kaskoversicherers besteht.  

 
8.5 In der durch den Vermieter abgeschlossenen Maschinen- und 
Kaskoversicherung (Ziffer 8.2) ist eine Haftpflichtversicherung für die 
Betriebsrisiken des Mieters nicht enthalten. Bei zulassungspflichtigen 
Mietgeräten besteht Haftpflicht-Versicherungsschutz nur im Rahmen der 
gesetzl. Pflicht-Haftpflicht-Versicherung mit den vorgeschriebenen Mindest-
Deckungssummen. Dem Mieter wird daher dringend eine Erweiterung des 
Versicherungsschutzes seiner Betriebshaftpflichtversicherung für das 
angemietete Gerät für die Dauer der Mietzeit empfohlen. 
 
8.6 Weitergehende Schadensersatzansprüche gegen den Vermieter, 
insbesondere ein Ersatz von Schäden, die nicht am Mietgegenstand 
entstanden sind, können vom Mieter und in voller Höhe – gleich aus 
welchen Rechtsgründen– nur geltend gemacht werden  
 

a) bei Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit  
b) bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit  
c) bei Mängeln, die der Vermieter arglistig verschwiegen oder 

deren Abwesenheit er garantiert hat  

d) soweit nach Produkthaftungsgesetz für Personen- und 
Sachschäden an privat genutzten Gegenständen gehaftet wird.  

 
Bei schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der 
Vermieter auch bei leichter Fahrlässigkeit, jedoch begrenzt auf den 
vertragstypischen und vernünftigerweise vorhersehbaren Schaden. 
Weitergehende Ansprüche sind ausgeschlossen. 
 
9. Weitere Pflichten des Mieters  
9.1 Eine Abtretung jedweder Ansprüche des Mieters, sei es auf Erfüllung, 
auf jede Art von Gewährleistung oder sonst auf Schadensersatz ist 
ausgeschlossen.  
 
9.2 Sollte ein Dritter durch Beschlagnahme, Pfändung oder dergleichen 
Rechte an der Mietsache geltend machen, so ist der Mieter verpflichtet, 
den Vermieter unverzüglich schriftlich zu benachrichtigen und den Dritten 
auf dessen Eigentumsrechte schriftlich hinzuweisen.  
 
9.3 Der Mieter hat geeignete Maßnahmen zur Sicherung der Mietsache 
gegen Diebstahl zu treffen. 
 
9.4 Der Mieter hat den Vermieter bei allen Unfällen zu unterrichten und – 
außer bei Gefahr im Verzug – die Weisungen des Vermieters abzuwarten. 
Bei Verkehrsunfällen und Diebstahl ist die Polizei hinzuzuziehen.  
 
9.5 Verstößt der Mieter schuldhaft gegen die vorstehenden Bestimmungen 
(Ziffer 9.1 bis 9.4), so ist er verpflichtet, alle Schäden zu ersetzen, die dem 
Vermieter daraus entstehen, sofern hierfür nicht eine gesetzl. 
Pflichtversicherung eintritt. 
 
10. Kündigung des Mietvertrages  
10.1 Der Vermieter ist berechtigt den Mietvertrag nach Ankündung ohne 
Einhaltung einer Frist zu beenden,  
 

a) wenn sich der Mieter nach schriftlicher Mahnung länger als 14 
Kalendertage in Zahlungsverzug befindet oder ein vom Mieter 
hingegebener Scheck oder Wechsel zu Protest geht.  

b) wenn erst nach Vertragsschluss erkennbar wird, dass der 
Anspruch auf Mietzahlung durch mangelnde Leistungsfähigkeit 
des Mieters gefährdet ist.  

c) wenn der Mieter ohne unsere Zustimmung die Mietsache oder 
einen Teil derselben nicht bestimmungsgemäß verwendet oder 
an einen anderen Ort verbringt oder unbefugten Dritten 
überlässt.  

d) wenn der Mieter schuldhaft gegen Ziffer 5.4 und Ziffer 9.1 bis 
9.4 verstößt.  

 
10.2 Der Mieter kann den Mietvertrag ohne Einhaltung einer Frist kündigen, 
wenn die Benutzung der Mietsache aus vom Vermieter zu vertretenen 
Gründen nicht möglich ist. 
 
11. Rückgabe  
11.1 Der Mieter ist verpflichtet, die Mietsache nach Ablauf der Mietzeit am 
vereinbarten Ort in demselben Zustand, wie er sie übernommen hat, mit 
Ausnahme der gewöhnlichen Abnutzung der Mietsache durch den 
vertragsgemäßen Gebrauch, an den Vermieter zurückzugeben.  
 
11.2 Soweit nichts anderes vereinbart ist, hat die Rückgabe des 
Mietgegenstandes während der Geschäftszeiten des Vermieters so 
rechtzeitig zu erfolgen, dass dieser in der Lage ist, die Mietsache noch an 
diesem Tag auf Funktionsfähigkeit und Beschädigungen zu prüfen. Die 
Rückgabe der Mietsache außerhalb der regulären Geschäftszeiten oder 
das unangemeldete Abstellen auf dem Betriebshof des Vermieters erfolgt 
zu Lasten und auf eigenes Risiko des Mieters. Der Mieter trägt die 
Obhutspflicht bis zur Rücknahme der Mietsache durch den Vermieter. 
 
12. Schlussbestimmungen  
12.1 Sollte eine Bestimmung in diesen Mietbedingungen unwirksam oder 
undurchführbar sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller 
sonstiger Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt. § 139 BGB ist 
insofern abbedungen.  
 
12.2 Bei allen sich aus dem Vertragsverhältnis ergebenden Streitigkeiten, 
einschl. Wechsel- und Scheckforderungen ist, wenn der Mieter Kaufmann, 
eine juristische Person des öffentlichen Rechts oder ein öffentlich-
rechtliches Sondervermögen ist, nach Wahl des Vermieters Klage auch bei 
dem Gericht zulässig, das für den Hauptsitz oder für die die Vermietung 
ausführende Zweigniederlassung des Vermieters zuständig ist.  
 
12.3 Für die Mietverträge der Vertragsparteien gilt deutsches Mietrecht als 
vereinbart, auch wenn sich der Einsatzort der Mietsache oder der Sitz des 
Mieters im Ausland befindet  
 
12.4 Alle Streitigkeiten aus oder im Zusammenhang mit diesem Vertrag 
sowie über dessen Rechtswirksamkeit werden durch ein ordentliches 
Gericht erledigt. 
 



 
 

 
BSK-Montagebedingungen 

(BSK-Montage, Stand 01.08.2008) 

Zur Verwendung gegenüber: 

1. einer Person, die bei Abschluss des Vertrages in Ausübung ihrer gewerblichen oder 
selbstständigen beruflichen Tätigkeiten handelt (Unternehmer); 

2. juristische Personen des öffentlichen Rechts oder einem öffentlich-rechtlichen 
Sondervermögen. 

I. Geltungsbereich 

Diese Montagebedingungen gelten für alle Montagen, die ein Unternehmen des 
Schwertransportgewerbes (Auftragnehmer) übernimmt, soweit nicht im Einzelfall 
abweichende Vereinbarungen getroffen sind und soweit es sich nicht um reine 
Grobmontagen im Zusammenhang mit der Transportvorbereitung oder -abwicklung 
im Sinne der Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Bundesfachgruppe 
Schwertransporte und Kranarbeiten (AGB-BSK) handelt. 

II. Leistungsverzeichnis, Montagepreis 

Maßgebend für die Montageleistung ist ausschließlich das Leistungsverzeichnis des 
Bestellers, das der Ausschreibung, dem Kostenanschlag bzw. Angebotserstellung 
des Auftragnehmers zugrunde gelegt wurde. Die Montage wird nach Zeiteinheiten 
abgerechnet, falls nicht ausdrücklich ein Pauschalpreis vereinbart ist. Die 
vereinbarten Beträge verstehen sich ohne Mehrwertsteuer, die dem Auftragnehmer in 
der gesetzlichen Höhe zusätzlich zu vergüten ist. 

III. Technische Hilfeleistung des Bestellers 

1. Der Besteller ist – soweit nicht anders vereinbart – auf seine Kosten zur technischen 
Hilfeleistung verpflichtet, insbesondere 

a) Vornahme aller Vorbereitungshandlungen, insbes. Erd-, Bau-, Bettungsund 
Gerüstarbeiten einschließlich Beschaffung der notwendigen Baustoffe. 

b) Bereitstellung von Heizung, Kraft- und Lichtstrom, Druckluft, Wasser, 
einschließlich der erforderlichen Anschlüsse. 

c) Bereitstellung notwendiger, trockener und verschließbarer Räume für die 
Aufbewahrung des Werkzeugs und der Hilfs- und Betriebsstoffe des 
Montagepersonals. 

d) Bereitstellung geeigneter, diebstahlsicherer Aufenthaltsräume (mit Be 
heizung, Beleuchtung, Waschgelegenheit, sanitärer Einrichtung) und 
Erster Hilfe für das Montagepersonal. 

e) Bereitstellung derjenigen Hilfsmaterialien und Vornahme aller sonstigen 
Handlungen, die zur Einregulierung und Justierung des zu montierenden 
Gegenstandes und zur Durchführung einer vertraglich vorgesehenen 
Erprobung notwendig sind. . 

f)  Schutz und Sicherung der Montagestelle und –materialien vor schädlichen 
Einflüssen jeglicher Art, Reinigen der Montagestelle. 



 
 

2. Die technische Hilfeleistung des Bestellers muss gewährleisten, dass die Montage 
unverzüglich nach Ankunft des Montagepersonals begonnen und ohne 
Verzögerung bis zur Abnahme durch den Besteller durchgeführt werden kann. 
Soweit besondere Pläne oder Anleitungen des Auftragnehmers erforderlich sind, 
stellt dieser sie dem Besteller rechtzeitig zur Verfügung. 

3. Kommt der Besteller seinen Pflichten nicht nach, so ist der Auftragnehmer nach 
Fristsetzung berechtigt, jedoch nicht verpflichtet, die dem Besteller obliegendem 
Handlungen an dessen Stelle und auf dessen Kosten vorzunehmen. Im Übrigen 
bleiben die gesetzlichen Rechte und Ansprüche des Montageunternehmens 
unberührt. 

IV. Montagefrist, Montageverzögerung 

1. Die Montagefrist ist eingehalten, wenn bis zu ihrem Ablauf die Montageleistung zur 
Abnahme durch den Besteller, im Falle einer vertraglich vorgesehenen Erprobung 
zu deren Vornahme, bereit ist. 

2. Verzögert sich die Montage durch höhere Gewalt, Verfügungen von hoher Hand 
oder durch Maßnahmen im Rahmen von Arbeitskämpfen, insbesondere Streik und 
Aussperrung, sowie den Eintritt von Umständen, die vom Auftragnehmer nicht 
verschuldet sind, so tritt, soweit solche Hindernisse nachweislich auf die 
Fertigstellung der Montage von erheblichem Einfluss sind, eine angemessene 
Verlängerung der Montagefrist ein. Dies gilt auch, wenn solche Umstände 
eintreten, nachdem der Auftragnehmer in Verzug geraten ist. 

3. Erwächst dem Besteller infolge Verzuges des Montageunternehmens ein 
Schaden, so ist er berechtigt, eine pauschale Verzugsentschädigung zu verlangen. 
Sie beträgt für jede volle Woche der Verspätung 0,5 %, im ganzen aber höchstens 
5 % vom Montagepreis für denjenigen Teil der vom Auftragnehmer zu 
montierenden Anlage, der infolge einer Verspätung nicht rechtzeitig benutzt 
werden kann. Die Geltendmachung eines weiteren Verzugsschadens ist 
ausgeschlossen, es sei denn der Auftragnehmer hat den Schaden grob fahrlässig 
oder vorsätzlich verursacht sind. 

4. Setzt der Besteller dem Auftragnehmer – unter Berücksichtigung der gesetzlichen 
Ausnahmefälle – nach Fälligkeit eine angemessene Frist zur Leistung und wird die 
Frist nicht eingehalten, ist der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften 
zum Rücktritt berechtigt. Weitere Ansprüche wegen Verzuges bestimmen sich 
ausschließlich nach Ziff. VII.2 dieser Bedingungen. 

V. Abnahme 

1. Der Besteller ist zur Abnahme der Montageleistung verpflichtet, sobald ihm die 
Fertigstellung angezeigt worden ist und eine etwa vertraglich vorgesehene 
Erprobung des montierten Gegenstandes stattgefunden hat. Erweist sich die 
Montage bei Abnahme als nicht vertragsgemäß, so ist der Auftragnehmer zur 
Beseitigung des Mangels verpflichtet. Liegt ein nicht wesentlicher Mangel vor, so 
kann der Besteller die Abnahme nicht verweigern. 

2. Verzögert sich die Abnahme ohne Verschulden des Auftragnehmers, so gilt die 
Abnahme nach Ablauf zweier Wochen seit Anzeige der Beendigung der Montage 
als erfolgt. 



 
 

3. Nimmt der Besteller die Montageleistung vorbehaltlos ab, obwohl er den Mangel 
kennt, entfallen alle Mängelrechte des Bestellers auf Nacherfüllung, 
Ersatzvornahme gegen Aufwendungsersatz und Minderung sowie das Recht zum 
Rücktritt vom Vertrag. 

VI. Mängelansprüche 

1. Nach Abnahme der Montage haftet der Auftragnehmer für Mängel unter Aus-schluss 
aller anderen Ansprüche des Bestellers unbeschadet Nr. 3 und Abschnitt VII. in der 
Weise, dass er die Mängel zu beseitigen hat. Der Besteller hat einen festgestellten 
Mangel unverzüglich schriftlich dem Auftragnehmer anzuzeigen. 

2. Lässt der Auftragnehmer – unter Berücksichtigung der gesetzlichen Ausnahmefälle – 
eine ihm gestellte angemessene Frist für die Mängelbeseitigung fruchtlos 
verstreichen, so hat der Besteller im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften ein 
Minderungsrecht. Das Minderungsrecht des Bestellers besteht auch in sonstigen 
Fällen des Fehlschlagens der Mängelbeseitigung. Nur wenn die Montage trotz der 
Minderung für den Besteller nachweisbar ohne Interesse ist, kann der Auftraggeber 
vom Vertrag zurücktreten. 

3. Weitere Ansprüche bestimmen sich ausschließlich nach Abschnitt VII.2 dieser 
Bedingungen. 

VII. Haftung des Auftragnehmers, Haftungsausschluss 

1. Wenn durch Verschulden des Auftragnehmers der montierte Gegenstand vom 
Besteller infolge unterlassener oder fehlerhafter Ausführung von vor oder nach 
Vertragsschluss erfolgten Vorschlägen und Beratungen sowie anderen 
vertraglichen Nebenverpflichtungen nicht vertragsgemäß verwendet werden kann, 
so gelten - unter Ausschluss weiterer Ansprüche des Bestellers - die 
Mängelansprüche nach Abschnitt VI. und die nachfolgenden Regelungen. 

2. Der Auftragnehmer haftet – sofern sich aus Vertrag oder Gesetz nichts anderes 
ergibt – für Schäden, die nicht am Montagegegenstand selbst und aus welchen 
Rechtsgründen auch immer entstanden sind, nur 

 

a) bei Vorsatz, 
b) bei grober Fahrlässigkeit des Inhabers/der Organe oder leitender Angestellter, 
c) bei schuldhafter Verletzung von Leben, Körper, Gesundheit 
d) bei Mängeln, die der arglistig verschwiegen hat, 
e) im Rahmen einer Garantiezusage. 

Bei grobem Verschulden einfacher Erfüllungsgehilfen haftet der Auftragnehmer 
begrenzt auf den typischen, vorhersehbaren Schaden, es sei denn, der 
Auftragnehmer kann sich kraft Handelsbrauch davon freizeichnen. Bei 
schuldhafter Verletzung wesentlicher Vertragspflichten haftet der Auftragnehmer 
auch bei grober Fahrlässigkeit nicht leitender Angestellter und bei leichter 
Fahrlässigkeit, jedoch beschränkt auf den typischen, vorhersehbaren Schaden. 

3. Weitere Ansprüche sind ausgeschlossen. Für den Fall der Inanspruchnahme 
des Auftragnehmers nach dem USchadG, oder anderer vergleichbarer öf- 



 
 

fentlich-rechlicher, nationaler oder internationaler Vorschriften, hat der Besteller 
den Auftragnehmer im Innenverhältnis in vollem Umfange freizustellen, sofern 
dieser den Umweltschaden nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht hat. 

VIII. Pflichten des Bestellers 

1. Der Besteller hat alle technischen Voraussetzungen, die für die ordnungsgemäße 
und gefahrlose Durchführung des Montageauftrages erforderlich sind, auf eigene 
Rechnung und Gefahr zu schaffen und während des Einsatzes aufrecht zu 
erhalten. Insbesondere ist der Besteller verpflichtet, das zu montierende Gut in 
einem für die Durchführung des Montageauftrages bereiten und geeigneten 
Zustand zur Verfügung zu halten. Der Besteller ist verpflichtet, die Maße, 
Gewichte und besonderen Eigenschaften des zu montierenden Gutes (z.B. 
Schwerpunkt, Art des Materials usw.) sowie geeignete Zurr- und Anschlagpunkte 
richtig und rechtzeitig anzugeben. Auf besondere Gefährdungslagen, die sich bei 
Durchführung der Montagearbeiten hinsichtlich des zu montierenden Gutes und 
des Umfeldes ergeben können (z.B. Gefahrgut, Kontaminationsschäden etc.), hat 
der Besteller unaufgefordert und rechtzeitig hinzuweisen. 

2. Der Besteller hat die zum Befahren von fremden Grundstücken, nicht öffentlichen 
Straßen, Wege und Plätzen erforderlichen Zustimmungen der Eigentümer zu 
besorgen und den Unternehmer von Ansprüchen Dritter, die sich aus einer 
unbefugten Inanspruchnahme eines fremden Grundstückes ergeben können, 
freizustellen. 

Darüber hinaus ist der Besteller dafür verantwortlich, dass die Boden-, Platz- und 
sonstigen Verhältnisse an der Montagestelle sowie den Zufahrtswegen - 
ausgenommen öffentliche Straßen, Wege und Plätze - eine ordnungsgemäße und 
gefahrlose Durchführung des Montageauftrages gestatten. Insbesondere ist der 
Besteller dafür verantwortlich, dass die Bodenverhältnisse am Montageort, 
etwaigen Lager- und Vormontageplätzen sowie den Zufahrtswegen den 
auftretenden Bodendrücken und sonstigen Beanspruchungen durch die 
Monatgefahrzeuge und Gerätschaften (z.B. Krane, Schwertransporte, Hubgerüste 
etc.) gewachsen sind. Schließlich ist der Besteller verantwortlich für alle Angaben 
über unterirdische Kabelschächte, Versorgungsleitungen, sonstige Erdleitungen 
und Hohlräume, die die Tragfähigkeit des Bodens an der Montagestelle oder den 
Zufahrtswegen beeinträchtigen könnten. Auf die Lage und das Vorhandensein von 
unterirdischen Leitungen, Schächten und sonstigen Hohlräumen hat der Besteller 
unaufgefordert hinzuweisen. Versäumt der Besteller schuldhaft diese Hin-
weispflicht, haftet er für alle daraus entstehenden Schäden, auch für Sach-und 
Sachfolgeschäden an Fahrzeugen, Geräten und Arbeitsvorrichtungen des 
Unternehmers sowie Vermögensschäden. 

4. Der Besteller hat außerdem den Montageleiter auch über etwa bestehende 
Sicherheitsvorschriften zu unterrichten, soweit diese für das Montagepersonal von 
Bedeutung sind. Er benachrichtigt den Auftragnehmer von Verstößen des 
Montagepersonals gegen solche Sicherheitsvorschriften (z.B. 
Fremdfirmenbelehrung, besondere Sicherheits- und Schutzkleidung, etc.). 



 
 
IX. Verjährung 

Alle Ansprüche des Bestellers – aus welchen Rechtsgründen auch immer – 
verjähren in 12 Monaten. Für Schadensersatzansprüche nach Abschnitt VII. 2. a) 
– d) gelten die gesetzlichen Fristen. Erbringt der Auftragnehmer die 
Montageleistung an einem Bauwerk und verursacht er dadurch dessen 
Mangelhaftigkeit, gelten ebenfalls die gesetzlichen Fristen. 

X. Ersatzleistung des Bestellers 

Werden ohne Verschulden des Auftragnehmers die von ihm gestellten Vor-
richtungen oder Werkzeuge auf dem Montageplatz beschädigt oder geraten sie 
ohne sein Verschulden in Verlust, so ist der Besteller zum Ersatz aller daraus 
resultierenden Schäden verpflichtet.. 

XI. Schlussbestimmungen 

1. Für alle Rechtsbeziehungen zwischen dem Auftragnehmer und dem Besteller gilt 
ausschließlich das für die Rechtsbeziehungen inländischer Parteien 
untereinander maßgebliche Werkvertragsrecht der Bundesrepublik Deutschland,   
auch   wenn   sich   der   Montageort   im   Ausland   befindet. 

2. Die Leistungen des Auftragnehmers sind Vorleistungen und nicht skonto-
abzugsberechtigt. Die Rechnungen des Auftragnehmers sind nach sofort nach 
Abnahme und Rechnungserhalt zu begleichen, soweit bei Auftragserteilung kein 
anderes Zahlungsziel vereinbart ist. Eine Aufrechnung oder Zurückbehaltung ist 
nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Gegenforderungen 
zulässig. 

3. Gerichtsstand ist das für den Sitz des Auftragnehmers zuständige Gericht. Der 
Auftragnehmer ist jedoch berechtigt, am Hauptsitz des Bestellers Klage zu 
erheben. 

4. Sollte eine Bestimmung in diesen Geschäftsbedingungen oder eine Bestimmung 
im Rahmen sonstiger Vereinbarungen unwirksam oder im Einzelfall nicht 
anwendbar sein oder werden, so wird hiervon die Wirksamkeit aller sonstigen 
Bestimmungen oder Vereinbarungen nicht berührt. § 139 BGB ist insofern 
abbedungen. In diesem Fall wird der Auftragnehmer zusammen mit dem 
Besteller die unwirksame Bestimmung durch eine wirksame ersetzen, die dem 
wirtschaftlichen Zweck der unwirksamen Bestimmung am nächsten kommt. 


